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Was zur 
INFA zu  
sagen ist

„GDA“ schon wieder eine neue 
Abkürzung denken Sie? Das 
Titelbild kann es nicht besser 
ausdrücken. Ein Leuchtturm ist 
das Symbol für die Gemeinsame 
Deutsche Arbeitsschutzstrate-
gie und zahlreiche Projektver-
antwortliche sehen sich in der 
Funktion als Turmwärter. Wir la-
den Sie ein zu einer Reise durch 
die Welt der GDA. Auf den nach-
folgenden Seiten erfahren Sie, 
was tatsächlich dahinter steckt 
und welche Ziele mit der GDA 
verfolgt werden. Unsere Reise 
hat dabei verschiedene Sta-
tionen, die die Prävention im 
Verbund mit Partnern aktiv be-
arbeiten. Weiterhin stellen wir 
Ihnen ein neues Mitgliedsun-
ternehmen vor, berichten über 
zahlreiche Aktionen und infor-
mieren Sie über Neuigkeiten aus 
der UKT. 

Ihr Redaktionsteam
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Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrate-
gie geht in die Betriebe und Einrichtungen
Gesellschaftliche Kosten durch erfolgrei-
chen Arbeitsschutz senken

80 Milliarden Euro will die Bundesregierung 
laut Kabinettbeschluss von Juni 2010 in den 
kommenden vier Jahren einsparen, um so 
die Wende in der Wirtschafts- und Schulden-
krise der Bundesrepublik zu schaffen. Viele 
Bereiche sind betroffen und müssen sparen, 
auch die Abteilung Soziales. Die aktuelle 
Situation ist deshalb für alle mit sozialen 
Aufgaben Betraute geradezu eine Verpflich-
tung, ihren aktiven Anteil zur Krisenbewäl-
tigung beizutragen. An dieser Stelle kann 
der Arbeitsschutz ohne höhere Kosten aber 
mit höherer Effizienz einen hervorragenden 
Beitrag durch die Verringerung von sozialen 
Kosten für Arbeits- und Schulunfälle sowie 
Arbeitskosten durch die Verringerung von 
Fehlzeiten am Arbeitsplatz leisten. 

Unfallversicherungsmodernisierungsge-
setz und GDA

Ein viel versprechender Ansatz hierzu wur-
de mit der Verpflichtung der institutionellen 
Arbeitsschützer Bund, Länder und Unfall-
versicherungsträger zu einer programma-
tischen gemeinsamen Präventionsarbeit in 
den Sozialkosten-Schwerpunktbereichen 
Arbeits- und Schulunfälle, Fehlzeiten durch 
Muskel-Skelett-Belastungen und Erkrankun-
gen sowie Hautbelastungen und Erkrankun-
gen im Unfallversicherungsmodernisie-
rungsgesetz (UVMG) im November 2008 
gelegt. Neben einer Organisationsreform 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
– Reduzierung auf nur noch 9 Träger – wur-
de der nunmehr 125 Jahre alte Dualismus 
von Unfallversicherung und staatlichem Ar-
beitsschutz durch Etablierung der „Gemein-
samen Deutschen Arbeitsschutzstrategie“ 
(GDA) als ständigem Element gemeinsamen 
Handelns bei Aufsicht und Beratung von Be-
trieben und Einrichtungen bestätigt und in 
positiver Hinsicht genutzt. Das UVMG bildet 
die Rechtsgrundlage für die GDA und gibt 
allen Beteiligten das nötige Maß an Verbind-
lichkeit, um Veränderungsprozesse zu ge-
stalten, diese in Gang zu halten und weiter 
zu entwickeln.

Verpflichtung zu gemeinsamen Arbeitspro-
grammen

Nach der gemeinsamen Entwicklung ei-
nes Fachkonzeptes durch Bund, Länder 
und Unfallversicherungsträger konnten 
sich diese Träger der GDA auf gemeinsa-
me Arbeitsschutzziele und Handlungsfel-
der verständigen, die im Rahmen von 11 
Arbeitsprogrammen in der ersten GDA-Pe-
riode 2009-2012 umgesetzt werden. Das 
wesentlich neue Element der GDA ist die 
Verpflichtung zum gemeinsamen Handeln 
ihrer Träger. Beide in Deutschland unmittel-
bar für den Arbeitsschutz in den Betrieben 
und Einrichtungen zuständigen Institutio-
nen, die Unfallversicherungen ebenso wie 
die Länderarbeitsschutzbehörden, haben in 
der Vergangenheit gute Arbeit in der Präven-
tion geleistet. Sicherheit und Gesundheits-
schutz müssen daher im Zeitalter der GDA 
nicht neu erfunden werden, sondern kön-
nen seit Jahrzehnten beträchtliche Erfolge 
aufweisen. Dies wird eindrucksvoll durch 

jahrzehntelang stetig sinkende Unfälle und 
Berufskrankheiten und einen durchschnitt-
lich sinkenden Beitrag der Unternehmen 
zur gesetzlichen Unfallversicherung belegt. 
Das wirklich Neue ist ein intensivierter und 
durch die Einrichtung der „Nationalen Ar-
beitsschutzkonferenz“ (NAK) und weiterer 
gemeinsamer Gremien institutionalisierter 
Abstimmungsprozess zwischen Unfallver-
sicherung und staatlichem Arbeitsschutz. 
Dies wird dazu führen, dass die institutio-
nell geregelte Kooperation in der Präventi-
on – vor allem ein verbesserter Einsatz der 
zur Verfügung stehenden personellen und 
sächlichen Ressourcen ebenso die Vermei-
dung von Redundanzen, wie z.B. in der Auf-
sichtspraxis sehr selten vorkommende Dop-
pelbesichtigungen von einzelnen Betrieben 
– unmittelbar auch den Unternehmen und 
Einrichtungen zugute kommen wird. Damit 
setzt die GDA genau dort an, wo sich die 
Vorteile dieses Konzepts letztlich auswirken 
sollen: Bei den Betrieben und Einrichtungen 
sowie ihren Beschäftigten und Schülern.
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Unter dem GDA-Dach wurde und wird auch 
zukünftig eine begrenzte Anzahl gemeinsa-
mer Ziele aller Träger des deutschen Arbeits-
schutzes abgestimmt, die in ausgewählten 
Handlungsfeldern umgesetzt werden. Die 
Aktivitäten in diesen Handlungsfeldern wer-
den unter dem gemeinsamen Dach der GDA 
geplant, zusammengeführt und gebündelt. 
Für die im Jahr 2009 begonnene erste Um-
setzungsphase haben die Träger der GDA in 
enger Abstimmung mit den Sozialpartnern 
sechs bundesweit nach einheitlichen Krite-
rien vorrangig durchzuführende Arbeitspro-
gramme, so genannte „Leuchtturmprojek-
te“ oder „Kategorie I“-Projekte vereinbart:

1.	Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
Bau- und Montagearbeiten

2.	Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Zeitarbeit

3.	Sicher fahren und transportieren (inner-
betrieblich und öffentlich)

4.	Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Pflege

5.	Gesund und erfolgreich arbeiten im Büro

6.	Gesundheitsschutz bei Feuchtarbeit und 
Tätigkeiten mit hautschädigenden Stoffen

Über die Kategorie I-Projekte hinaus wurden 
fünf weitere von den drei Trägern umzuset-
zende GDA-Arbeitsprogramme („Kategorie 
II“-Projekte) beschlossen, für die ebenfalls 
Eckpunkte abgefasst wurden und zu denen 
eine Vorgabe von Indikatoren und Kennzif-
fern entwickelt wurde bzw. angestrebt wird. 
Im Gegensatz zu den Kategorie-I-Projekten  
ist die Durchführungsverpflichtung hier für 
alle Träger „offen“, das bedeutet unter ande-
rem, dass die Beteiligung fakultativ erfolgen 
kann. Beim Arbeitsschutzziel „Arbeitsunfäl-
le“ wurde hier als weiteres Arbeitsprogramm 
die „Sensibilisierung zum Thema Sicherheit 
und Gesundheitsschutz in Schulen“ verein-
bart.

Regionale Umsetzung der Arbeitsprogram-
me

Die erfolgreiche Umsetzung der GDA-Ar-
beitsprogramme in der Fläche steht und 
fällt mit der effektiven regionalen Koordi-
nierung der beteiligten Aufsichtsdienste 
von Länderarbeitsschutzbehörden und 
Unfallversicherungsträgern. Die Verteilung 
der Aufgaben und die Aufteilung der in an-

nähernd 500.000 Betrieben und Einrich-
tungen vorgesehenen Besichtigungen und 
Beratungen auf die verschiedenen Beteilig-
ten in mehreren gleichzeitig laufenden GDA-
Arbeitsprogrammen bedeutet insbesonde-
re für die Unfallversicherungsträger einen 
deutlich größeren Koordinationsaufwand 
als früher, als jeder Träger in seinem Zustän-
digkeitsbereich auf Grund einer eindeutig 

zugeordneten Branchen-, Bereichs- bzw. 
Regionalverantwortung weitgehend unab-
gestimmt in Aufsicht und Beratung tätig war. 
Diese durch die GDA notwendig gewordenen 
komplexen Steuerungsaufgaben werden von 
den Gemeinsamen Landesbezogenen Stel-
len (GLS) der sechs regionalen Gliederungen 
der DGUV– den Landesverbänden – für die 
Unfallversicherungsträger wahrgenommen.
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Präventionskampagne „Risiko raus!“

Durch das GDA-Arbeitsprogramm „Sicher fahren und transportieren“ wird zudem eine 
Brücke zu der seit Anfang 2010 für zwei Jahre laufenden Präventionskampagne „Risiko 
raus!“ (www.risiko-raus.de) geschlagen. Um die gemeinsamen Ziele der Vermeidung von 
Unfällen im Bereich Fahren und Transportieren zu erreichen, sind die Unfallversicherungs-
träger auf mehreren Ebenen aktiv. Sowohl im innerbetrieblichen Bereich – denn jeder vierte 
Unfall im Betrieb geschieht beim innerbetrieblichen Fahren und Transportieren - als auch 
im Straßenverkehr. Hier soll - um beim Leitmotiv der Kampagne, der „Kopflosigkeit“ zu 
bleiben (siehe INFA 1/2010, S. 28-29, 32, wir hatten Ihnen die Kampagne dort vorgestellt) 
- auch der Kopf des Unternehmens, der Unternehmer bzw. die Unternehmerin erreicht 
werden. Gerade dort muss verankert werden, dass Investitionen in den Arbeitsschutz 
sich lohnen. Dass es sich beispielsweise auszahlt, Zeit und Geld in eine sorgfältige Ge-
fährdungsbeurteilung zu investieren, weil sie Gefahrenstellen im Unternehmen aufdeckt. 
Dass eine durchdachte Arbeitsorganisation hilft, Hektik und Zeitdruck zu vermeiden und 
damit eine wesentliche Ursache von Unfällen. Und nicht zuletzt, dass das Unternehmen 
vom Rat der Experten für Sicherheit und Gesundheitsschutz – den Aufsichtspersonen der 
Unfallversicherungsträger - profitiert, denn wer gesünder und sicherer arbeitet, arbeitet 
meist auch effizienter und produktiver.

GDA-Arbeitsprogramme und Präventions-
kampagne schlagen aber auch die Brücke 
in das Leben außerhalb der Arbeit – denn 
die Faktoren, die zu Unfällen führen, kom-
men ja auch in anderen Situationen zum 
Tragen – zum Beispiel bei Unfällen auf dem 
Weg zur Arbeit oder in die Schule. Gerade 
den jüngeren Versicherten widmet sich die 
Präventionskampagne „Risiko raus!“ ver-
stärkt. Sie sollen für das Thema Sicherheit 
gewonnen werden. Das bedeutet: Mehr Acht 
zu geben auf dem Weg in die Schule und 
vor allem: einen Helm zu tragen! Kaum eine 
Formel ist so einfach wie diese: Helm auf ist 
gleich „Risiko raus!“

Ausblick

Die Präventionsarbeit der GDA-Träger wird 
durch die Beteiligung an den Arbeitspro-
grammen teilweise neu ausgerichtet und auf 
eine gemeinsame, arbeitsteilige und koope-
rative Grundlage gestellt. Gute Arbeitsbedin-
gungen und wirtschaftlicher Erfolg gehören 
nachweisbar zusammen, so dass die GDA 
mit ihren jetzt anstehenden Umsetzungs-
maßnahmen auch in wirtschaftlich schwie-
rigen Zeiten im Einklang mit den Interessen 
der angesprochenen Betriebe steht.

Die erwarteten positiven Auswirkungen der 
intensivierten Zusammenarbeit von Unfall-
versicherungsträgern und staatlichen Ar-
beitsschutzbehörden sind schon jetzt - am 
Beginn der operativen Phase der GDA - zu 
verzeichnen, auch wenn noch keine eva-
luierten (positiven) Ergebnisse aus den Ar-
beitsprogrammen vorliegen. Die Qualität der 
Zusammenarbeit hat sich nach Einschät-
zung vieler Beteiligter insgesamt spürbar 
weiterentwickelt. Neben der Zusammenar-
beit im Rahmen der GDA bleibt es jedem 
Träger, sowohl auf Seiten des Staates als 
auch auf Seiten der Unfallversicherung, un-
benommen, weitere Ziele und Handlungsfel-
der für bestimmte Zielgruppen, branchen-
bezogene Schwerpunkte oder Aktionen 
aufzugreifen und zu verfolgen.
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Nun ist die laufende erste GDA-Periode 
sicher eine besondere, die durch die teil-
weise parallele Einführung völlig neuer 
Strukturen und Umsetzung neuer Verfah-
ren sowie im gewerblichen Bereich zahl-
reichen Trägerfusionen geprägt ist. Auch 
musste bei der Planung und Konzeption 
der GDA-Arbeitsprogramme vielfach „Neu-
land“ betreten werden mit der Konsequenz, 
dass nicht immer alles so gelaufen ist, wie 
es ursprünglich vorgesehen war. Noch im 
laufenden Jahr werden die ersten Schritte 
für die GDA-Folgeperiode 2013-2017 unter-
nommen werden. Ausgehend von den Er-
gebnissen der Evaluation der Arbeitspro-
grammergebnisse und der GDA als Prozess 
insgesamt sowie unter Berücksichtigung der 
vielfältigen Erfahrungen in den gemeinsa-
men Gremien und Arbeitsgruppen wird die 

Arbeitsschutzziel: 
Verringerung von Häu
gkeit und 
Schwere von Arbeitsunfällen 

Handlungsfelder: 
Bau- und Montagearbeiten
Logistik, Transport und Verkehr
Zeitarbeit und Betriebsneulinge

Arbeitsprogramm Kategorie I:
Sicherheit und Gesundheitsschutz 
bei Bau- und Montagearbeitern

Sicherheit und Gesundheitsschutz 
bei Zeitarbeit

Sicher fahren und transportieren

Arbeitsprogramm Kategorie II:
Sensibilisierung zum Thema Sicherheit
und Gesundheitsschutz in Schulen

Arbeitsschutzziel: 
Verringerung von Häu
gkeit und Schwe-
re von Muskel-Skelett-Erkrankungen

Handlungsfelder:
Gesundheitsdienst
Einseitige, belastende oder bewegungs-
arme Tätigkeiten

Arbeitsprogramm Kategorie I:
Sicherheit und Gesundheitsschutz 
in der Pflege

Gesund und erfolgreich arbeiten im Büro

Arbeitsprogramm Kategorie II:
Ernährungsindustrie
Feinmechanische Montiertätigkeiten 
Gastronomie und Hotellerie
Personenbeförderung

Arbeitsschutzziel: 
Verringerung der Häu
gkeit und
Schwere von Hauterkrankungen

Handlungsfelder:
Feuchtarbeit
Kontakt mit hautschädigenden Sto�en

Arbeitsprogramm Kategorie I:
Gesundheitsschutz bei Feuchtarbeit 
und Tätigkeiten mit hautschädigenden
Sto�en

Ziele, Handlungsfelder und Arbeitsprogramme

GDA – Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie
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Folge-GDA sicherlich optimiert werden kön-
nen. Die Unfallversicherungsträger werden 
gemeinsam mit ihrem Spitzenverband DGUV 
ihre Beiträge leisten, um sowohl die laufen-
de als auch die kommende GDA zu einem 
umfassenden und hervorragenden Erfolg 
für Wirtschaft und Gesellschaft zu machen 
und so helfen, Deutschland noch wettbe-
werbsfähiger und noch lebenswerter wei-
terzuentwickeln.

Weitere Informationen zur GDA:  
www.gda-portal.de 

Dr. Sven Timm, Stabsbereich Prävention, 
DGUV 
Telefon: 02241 231 1316 
sven.timm@dguv.de 
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GDA-Projekt Zeitarbeit
Im Rahmen der GDA wurde das Schwerpunktprojekt „Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Zeitarbeit“ initiiert.

Die Ziele sind:

•	 Arbeitsunfälle reduzieren

•	 Verbesserung der Kommunikation zwischen Zeitarbeitsunter-
nehmen und Einsatzbetrieb

•	 Verbesserung der Arbeitsschutzsituation für Zeitarbeitnehmer 
im Einsatzbetrieb

•	 Verbesserung der systematischen Wahrnehmung des Arbeits-
schutzes im Einsatzbetrieb in Zusammenarbeit mit dem Zeitar-
beitsunternehmen

Daran werden die Erwartungen geknüpft:

•	 Berücksichtigung Zeitarbeitseinsatz in der Gefährdungsbeur-
teilung

•	 Ergebnisse aus Gefährdungsbeurteilung sind Anforderungen an 
Zeitarbeitsunternehmen

•	 Integration von Zeitarbeit in die Arbeitsschutzorganisation des 
Einsatzbetriebes

•	 Kompetenz und Qualifikation aller zu Zeitarbeit wird verbessert

Um das Problem richtig einordnen zu können, müssen die Ursa-
chen der überproportional häufigen Arbeitsunfälle bei Zeitarbeit-
nehmern gesucht werden:

•	 Ursachen für Arbeitsschutzprobleme in der Zeitarbeit

•	 Mangelnde Eignung; falsche Qualifikation der Leiharbeitnehmer

•	 Ungenügende Arbeitsplatz- und Aufgabenbeschreibung

•	 Fehlende Arbeitsschutzvereinbarungen

•	 Umsetzung im Einsatzbetrieb

•	 Einarbeitung und Integration unzureichend

•	 Übermotivation des Zeitarbeitnehmers

•	 Neuling im Betrieb

•	 etc.

Der Gesetzgeber hat zum Problem der Zeitarbeit das „Gesetz zur 
Regelung der   gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlassung – Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG)“ mit einer Reihe wichtiger 
Schutzmechanismen für die Sicherheit und den Gesundheitsschutz 
der Zeitarbeitnehmer ausgestattet und dazu noch das Problem Zeit-
arbeit auch in der Arbeitsschutzgesetzgebung verankert:

Rechtsgrundlagen

Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG)

§ 1 Erlaubnispflicht Verleiher

§ 3 Versagung der Erlaubnis bei Mängeln im Entleiherbetrieb

§ 11 (6) Arbeitsschutzverpflichtung des Zeitarbeitsunternehmens

§ 11 (6) dem Einsatzbetrieb obliegen alle Pflichten des Arbeits-
schutzrechtes und er hat besondere Pflichten zur Unterweisung/
Unterrichtung des Zeitarbeitnehmers über:

- Gefahren für Sicherheit und Gesundheit,

- die Erfordernis besonderer Qualifikationen oder beruflicher 	
  Fertigkeiten,

- besondere ärztliche Überwachung oder

- besondere Gefahren des Arbeitsplatzes

§ 12 (1) Merkmale der Tätigkeit, erforderliche berufliche Qualifika-
tion im Vertrag - Schriftform

§ 12 (2) Verleiher hat den Entleiher unverzüglich über den Zeitpunkt 
des Wegfalls der Erlaubnis (nach § 1) zu unterrichten

§ 14 (3) Betriebsrat des Entleiherbetriebs zu beteiligen

§ 14 (3) Entleiher hat dem Betriebsrat die schriftliche Erklärung 
des Verleihers nach § 12 Abs. 1 vorzulegen

§ 14 (3) Entleiher verpflichtet, Mitteilungen des Verleihers nach § 
12 Abs. 2 unverzüglich dem Betriebsrat bekanntzugeben

§ 14 (2) Leiharbeitnehmer sind berechtigt an Personalratssprech-
stunden, Betriebs- und Jugendversammlungen im Entleiherbetrieb 
teilzunehmen

§ 16 Ordnungswidrigkeiten

§ 18 Zusammenarbeit mit anderen Behörden – Nr. 5 den Trägern 
der Unfallversicherung – Nr. 6 den für den Arbeitsschutz zustän-
digen Landesbehörden
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Arbeitsschutzgesetz 

§ 5 Beurteilung der Arbeitsbedingungen

§ 12 (2) Verpflichtung des Einsatzbetriebes:  Unterweisung der 
Zeitarbeitnehmer 

Arbeitssicherheitsgesetz

§ 2 (2) u. 5 (2)  Unterrichtung über Einsatz von Zeitarbeitnehmern 
im Betrieb an Arbeitsmediziner und Fachkraft für Arbeitssicherheit

Da in vielen Betrieben Unsicherheit herrscht, ab wann eine echte 
Arbeitnehmerüberlassung vorliegt, sollen die Unterschiede zwi-
schen Werkvertrag und Zeitvertrag kurz skizziert werden:

  Werkvertrag Zeitarbeit

Vertragsin-
halt

Herstellen eines 
Produktes, eines 
Werkes oder Erbrin-
gen einer Dienst-
leistung

Überlassen von Arbeitneh-
mern auf Zeit

Vertragser-
füllung

Fremdfirma in eige-
ner Verantwortung 
für Werk/Arbeitser-
gebnis mit eigenen 
Mitarbeitern

Keine Verantwortung für das 
Arbeitsergebnis des Zeitar-
beitnehmers

Status

Keine Eingliede-
rung in Arbeitspro-
zess des Auftrag-
gebers.
Kein Weisungsrecht 
des Auftraggebers 
hinsichtlich der 
Auftragserledigung

Eingliederung der ZAN in den 
Arbeitsprozess des Einsatz-
betriebes
Weisungsrecht des Einsatz-
betriebes gegenüber dem 
ZAN und entsprechende 
weisungsgebundene Arbeits-
ausführung

Vergütung
Vergütung nach 
Werkerstellung

Vergütung i.d.R. nach geleis-
teter Arbeitszeit

Daraus ergibt sich folgendes Bild:

Grundsätzliches Unterscheidungsmerkmal ist also, dass beim 
Werkvertrag zwischen den Beschäftigten des Auftragnehmers und 
der Leitung oder auch einzelnen (leitendenden) Mitarbeitern des 
Auftraggebers keinerlei Unterstellungs- oder Weisungsverhältnis 
besteht. Sehr im Gegensatz dazu steht das Arbeitnehmerüberlas-
sungsverhältnis, in dem der Leiharbeitnehmer wie jeder andere 
Mitarbeiter des Entleiherbetriebes alle Arbeitsweisungen des je-
weiligen Vorgesetzten im Entleiherbetrieb befolgen muss:

Das hat natürlich auch gravierende Auswirkungen in Bezug auf die 
rechtlichen Konsequenzen nach eingetretenem Arbeitsunfall – grob 
auf einen Nenner gebracht: „Wer bestellt, der bezahlt.“

Diese Situation in den Einsatzbetrieben, aber auch bei den Zeitar-
beitsunternehmen, zunächst einmal besser bekannt zu machen, 
einen Überblick über die Situation zu gewinnen und auch Anstöße 
zur Verbesserung von Arbeits- und Gesundheitsschutz der Zeitar-
beitnehmer zu geben, ist Ziel der GDA-Zeitarbeit. Nach ca. einem 
Jahr erfolgt eine weitere Bestandsaufnahme, um zu überprüfen, 
ob die Anstöße aus der Erstinventur gefruchtet haben.

Für unsere Mitgliedsbetriebe ist diese Situation aber auch noch 
in einer anderen Hinsicht sehr problematisch. Bedenkt man die 
vielen Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro-Job), die von anderen Trä-
gern geführt werden und die dann, völlig selbstverständlich und 
in bester Absicht, z.B. dem örtlichen Bauhof zugewiesen werden 
und dort ganz normal in die Betriebsstruktur eingebunden und an 
die Weisungen des Bauhofleiters oder Vorarbeiters gebunden, ihre 
zusätzlichen Arbeiten ausführen kann man schnell Paralellen zur 
Situation eines Zeitarbeitnehmers finden. Dies macht sich auch in 
juristischer Hinsicht nach einem Arbeitsunfall bemerkbar.

In unseren Mitgliedsunternehmen ist das Thema Zeitarbeit wenig 
präsent.

Quelle aller Grafiken: GDA – AP – Zeitarbeit 09.09.2009

 
Robert Lehneking 
Aufsichtsperson 
Telefon: 03621 777 135 
robert.lehneking@ukt.de
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Das Bündnis:

Die GDA – die Gemeinsame Deutsche Ar-
beitsschutzstrategie – ist die von Bund, 
Ländern und Unfallversicherungsträgern 
gemeinsam getragene, bundesweit gelten-
de Arbeitsschutzstrategie. Sie hat das Ziel, 
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftig-
ten durch einen abgestimmten und syste-
matisch wahrgenommenen Arbeitsschutz 
– vervollständigt durch Maßnahmen der 
betrieblichen Gesundheitsförderung – zu 
erhalten, zu verbessern und zu fördern.  

Bund, Länder und Unfallversicherungsträger 
handeln im Bereich der Prävention künftig 
in noch engerer Abstimmung und auf Grund-
lage der gemeinsam festgelegten Arbeits-
schutzziele.

Unser Ansatz:

Dieses Ziel verfolgen auch die Träger der 
GDA im Handlungsfeld der Pflege. Sie wol-
len damit einen entscheidenden Beitrag für 
die Zukunft leisten: Gesunde und motivierte 
Pflegekräfte sind die Basis, um die Heraus-
forderungen des Marktes zu bewältigen und 
wettbewerbsfähig zu bleiben. 

Die Partner des Arbeitsprogramms setzen 
sich gemeinschaftlich für die (Weiter-)Ent-
wicklung einer Präventionskultur in den 
Unternehmen der Pflegebranche sowie die 
Förderung der Gesundheitskompetenz von 
Führungskräften und Beschäftigten ein. Ziel 
aller Maßnahmen ist die Verringerung von 
Muskel-Skelett-Belastungen, Erkrankungen 
(MSE) und psychischen Belastungen sowie 
die Förderung eines systematischen Arbeits-
schutzes in den Unternehmen.

Das GDA Arbeitsprogramm Pflege legt den 
besonderen Schwerpunkt auf kleine und 
mittlere Unternehmen (KMU) in der am-
bulanten und stationären Pflege sowie der 
Krankenpflege. 

Hauptintention ist, gerade auf diesem Ge-
biet die Effektivität der klassischen Auf-

sichtsinstrumente zu erhöhen und dabei die 
begrenzten Ressourcen des Arbeitsschutzes 
effizient einzusetzen.  

Unser Angebot:

Zum ersten Mal wird es ein bundesweit 
einheitliches Online-Selbstbewertungsin-
strument geben. Damit kann das einzelne 
Unternehmen eine IST-Analyse seines be-
trieblichen Arbeitsschutzes durchführen. 
Die Teilnahme an diesem Instrument erfolgt 
anonym, schnell, ortsunabhängig sowie in 
Eigenregie (also ohne weitere fachliche Un-
terstützung).

Vorteil für den Arbeitgeber: Er erhält nach 
Auswertung der Ergebnisse ein Feedback 
zum Niveau des Arbeitsschutzes in seinem 
Betrieb und kann sich somit zu anderen Be-
trieben seiner Branche ins Verhältnis setzen 
(Benchmark). Außerdem erhält er Hinweise 
(toolbox), welche Präventionsprodukte ihn 
bei einer Verbesserung des Arbeitsschutz-
niveaus unterstützen können. Durch die 
Handlungsempfehlungen verbessert er die 
Rechtskonformität im Arbeitsschutz in sei-
nem Betrieb. Möglicherweise können mit-
tel- bis langfristig schwer quantifizierbare 
Kosten eingespart werden, die bei einem 
niedrigen Arbeitsschutzniveau verursacht 
werden können durch krankheitsbedingte 
Ausfälle von Mitarbeitern und Haftungsan-
sprüche.

Weitere Instrumente des Arbeitsprogramms 
sind Informations- und Motivationsveran-
staltungen, Schulungen für Führungskräfte 
und Multiplikatoren sowie Besichtigungen 
von Pflegeeinrichtungen.

Der Zeithorizont: 

Der bundesweite Start für das GDA Arbeits-
programm Pflege erfolgte mit einer Auftakt-
veranstaltung am 30. November 2009 in 
Ludwigshafen. In Thüringen wurde das Ar-
beitsprogramm Pflege erstmals einer breiten 
Öffentlichkeit auf dem 18. Arbeitsschutztag 
2010 in Jena vorgestellt. 

Am 18. Februar 2010 haben sich die GDA Ar-
beitsprogrammträger für Thüringen (Vertre-
ter von BGW, UKT und TLAtV) zu einer ersten 
Informationsveranstaltung getroffen. 

Das Online-Selbstbewertungsinstrument 
wird voraussichtlich im 3. Quartal 2010 
fertig gestellt sein. Durch regionale Infor-
mations- und Motivationsveranstaltungen 
wird dieses Instrument Ende 2010 / Anfang 
2011 beworben. 

Das Arbeitsprogramm erstreckt sich über 
drei Jahre bis Ende 2012. Eine Evaluation 
zur Überprüfung der Ergebnisse soll 2013 
erfolgen.

Informationen unter www.gda-portal.de

Hinweis: Das verwendete Foto stammt aus 
der INQA-Foto-Datenbank, www.inqa-fotos.
de, © INQA Initiative Neue Qualität der Ar-
beit

 
 
 
Stephan Glaser 

Thüringer Landesbetrieb für Arbeitsschutz 
und technischen Verbraucherschutz

Regionalinspektion Erfurt 
Telefon: 0361 3788 300 
stephan.glaser@tlatv.thueringen.de

GDA Arbeitsprogramm Pflege
Für die Gesundheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und Ihren Erfolg
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Das Arbeitsprogramm „Gesund und erfolg-
reich arbeiten im Büro“ ist eines der so ge-
nannten Leuchtturm-Projekte der Gemein-
samen Deutschen Arbeitsschutzstrategie 
(GDA). Das heißt, ihm wird von den Trägern, 
das sind Bund, Länder und Unfallversiche-
rungsträger, höchste Priorität bei der Um-
setzung beigemessen. 

In Wikipedia wird als Leuchtturm ein Turm 
bezeichnet, der ein Leuchtfeuer trägt. 
Leuchttürme stehen an für die Navigation 
wichtigen oder gefährlichen Punkten, wo sie 
der Schifffahrt auch nachts als weithin sicht-
bares Seezeichen dienen. Im übertragenen 
Sinne gilt das auch für die 11 GDA-Arbeits-
programme. Auf Grund der bundesweiten 
Anzahl der Beschäftigten im Bürobereich 
ist dieses Arbeitsprogramm eines der wich-
tigsten wenn nicht gar das wichtigste, ver-
gleichbar mit dem sagenhaften Leuchtturm 
von Alexandria. 

Warum wird dieser besondere Wert auf die 
Büroarbeit gelegt? Da kann doch normal 
nicht viel passieren. Sicher, kann man sich 
beim Bleistiftanspitzen verletzen oder ein 
Locher kann vom Schreibtisch fallen und 
vielleicht den Fuß des Beschäftigten tref-
fen. Aber sonst? Schaut man sich die Bild-
schirmarbeitsverordnung an stellt man fest, 
dass im § 3 eine Beurteilung der Arbeits-
bedingungen insbesondere hinsichtlich 
einer möglichen Gefährdung des Sehver-
mögens sowie körperlicher Probleme und 
psychischer Belastungen durchzuführen ist. 
In erster Linie wird demnach gar nicht nach 
klassischen Unfallgefahren Ausschau gehal-
ten. Es geht also um Gefährdungen, welche 
möglicherweise erst nach vielen Jahren zu 
gesundheitlichen Beschwerden bis hin zu 
chronischen Erkrankungen führen können. 

Im GDA-Arbeitsprogramm Büro hat man 
sich die Reduktion des Einflusses physi-
scher und psychosozialer Risikofaktoren 
auf Muskel-Skelett-Belastungen und -Er-
krankungen (MSE) als Ziel gesetzt. Muskel- 
und Skelett-Erkrankungen sind der häufigste 
Grund für Arbeitsunfähigkeit bei Beschäf-
tigten im Büro. 24,2 Prozent, also fast ein 
Viertel aller Arbeitsunfähigkeitstage, gehen 
dabei auf MSE zurück. Die Bedeutung von 
MSE im betrieblichen Fehlzeitengeschehen 
nimmt mit dem Alter aufgrund eines häufi-

Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie – 
„Gesund und erfolgreich arbeiten im Büro“

geren Auftretens von chronisch-degenerati-
ven Erkrankungen kontinuierlich zu. Vor dem 
Hintergrund weiterer Stellenstreichungen im 
öffentlichen Dienst in Thüringen und des da-
mit im Zusammenhang stehenden Anstiegs 
des Durchschnittsalters der Beschäftigten 
wird daher in den nächsten Jahren eine wei-
tere Zunahme der Beschwerden erwartet.

Der Bau des großen Leuchtturms von Ale-
xandria dauerte zwischen 17 und 20 Jah-
re. Erstmalig erwähnt wurde er 282 v.Ch. 
in der Regierungszeit Ptolemaios II. Auch 
das Arbeitsprogramm „Gesund und erfolg-
reich arbeiten im Büro“ ist für mehrere Jah-
re ausgelegt. In einer ersten Phase werden 
die Unfallkasse Thüringen und der Thüringer 
Landesbetrieb für Arbeitsschutz und tech-
nischen Verbraucherschutz (TLAtV) mittels 
eines Erhebungsbogens den Ausgangszu-
stand bezüglich Präventionskultur und Ge-
sundheitskompetenz in einem Unterneh-
men erfassen. In Absprache mit dem TLAtV 
wird die Unfallkasse dabei die kommunalen 
Unternehmen und das TLAtV die Landesun-
ternehmen aufsuchen. 

Die Feststellung des Ausgangszustandes 
beinhaltet neben Überprüfungen zur Gefähr-
dungsbeurteilung und Arbeitsschutzorga-
nisation auch die Kompetenz zu gesunder 
Führung und - nicht zuletzt - die Umsetzung 
der Bildschirmarbeitsverordnung in den Bü-
robereichen. Anhand der Ergebnisse dieser 
Erhebung werden von den Trägern der GDA 
sowie weiterer Partner geeignete Maßnah-
men erarbeitet. Die Unfallkasse Thüringen 
wird dazu im Jahr 2011 verstärkt Weiterbil-
dungen zum Thema Büro- und Bildschirm-
arbeit anbieten. 

Zum Nachweis der Wirksamkeit der Maßnah-
men werden im Jahr 2012 Veränderungen in 
den Betrieben im Vergleich zur Ausgangs-
lage erfasst. Dazu werden die Betriebe, in 
welchen im Jahr 2010 die Ersterhebung er-
folgte, erneut aufgesucht.  

 
Jens Arnold 
Aufsichtsperson 
Telefon: 03621 777 129 
jens.arnold@ukt.de
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Erinnern Sie sich ?

„Deine Haut. Die wichtigsten 2 m2 Deines Lebens“- unter diesem Motto bün-
delten Berufsgenossenschaften, Unfallkassen, Krankenkassen und landwirt-
schaftliche Sozialversicherung schon einmal für zwei Jahre, von 2007 bis 2008, 
in einer gemeinsamen Präventionskampagne ihre Kräfte. 

Gesunde Haut- weniger Hauterkrankungen- mit diesen Zielen sollte ein  breiter 
Teil der Bevölkerung, vom Kind bis zum Rentner, vom Arbeitgeber bis hin zu 
Beschäftigten in allen Branchen von Verwaltung und Wirtschaft zum Thema 
Haut sensibilisiert werden. 

Mit Hilfe unterschiedlichster Medien wurde vermittelt, welch große Bedeutung 
der bewusste Umgang mit der eigenen Haut, aktiver Hautschutz und richtige 
Hautpflege für die Gesundheit und die Lebensqualität jedes Einzelnen hat.

Auch wenn die Kampagne 2008 zu Ende ging, ist es gelungen diese Thema-
tik weit mehr als vorher in den Fokus einer breiten Öffentlichkeit zu rücken. 

Die Prävention von Hauterkrankungen bleibt weiter ein wichtiges Ziel. 

Das gilt auch für die Berufsgenossenschaften und Unfallkassen, denen es auf 
Grund ihres gesetzlichen Auftrages darum geht, Hauterkrankungen vorzubeu-
gen, die durch berufliche Tätigkeiten verursacht werden.

Hier ist der Handlungsbedarf unverändert hoch. 

In 2008 wurden 10.000 (55 Prozent) der gemeldeten Hauterkrankungen als 
beruflich verursacht bestätigt. Bezogen auf die Gesamtzahl der gemeldeten 
Berufskrankheiten liegt der Anteil von Hauterkrankungen bei satten 30 Prozent.

Nach wie vor gibt es ein breites Spektrum  verschiedenster Auslöser. Ganz vorn 
in der Statistik liegen dabei Feuchtarbeit, Desinfektions- und Reinigungsmittel.

Zum „Spitzenreiter“ Feuchtarbeit zählt neben Arbeiten mit direktem Hautkon-
takt zu Wasser auch das regelmäßige Tragen sogenannter „flüssigkeitsdich-
ter“ Handschuhe z.B. aus Vinyl- oder Latexmaterialien über längere Zeiträume

 Häufige Auslöser beruflich bedingter Hauterkrankungen 2008 
Quelle: Flyer zum GDA- Arbeitsprogramm „Haut“

Vor diesem Hintergrund ist es nur konsequent, dass 
die Hautproblematik zu einem Schwerpunktthema der 
Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie, kurz 
GDA, gemacht wurde, um auf diese Weise den mit der 
Präventionskampagne Haut begonnenen Prozess fort-
zusetzen.

Dabei bleibt das Ziel unverändert: Es muss gelingen, 
die Anzahl der Hauterkrankungen oder zumindest die 
Schwere ihrer Verläufe zu reduzieren.

GDA Programm „Gesundheitsschutz bei Feuchtarbeit 
und Tätigkeiten mit hautschädigenden Stoffen“ – Vor-
gehensweise

Zur Ermittlung des erforderlichen Handlungsbedarfes 
findet derzeit eine zwischen den Trägern der gesetzli-
chen Unfallversicherung und den staatlichen Arbeits-
schutzbehörden abgestimmte, branchenübergreifende 
und gefährdungsorientierte Erhebung statt. 

In Form von Gesprächen wird die bis dato erreichte Qua-
lität des Hautschutzes bestimmt.

Durch eine individuelle Beratung sollen die Unterneh-
men und Einrichtungen in der Folge, falls dies erforder-
lich ist, bei der Optimierung der  Präventionsmaßnah-
men unterstützt werden.

Das Ganze findet „vor Ort“ in den Betrieben statt. Fest-
gestellte Defizite beim Hautschutz sollen innerhalb ei-
nes halben Jahres abgestellt werden. 

Insgesamt ist das Arbeitsprogramm zunächst bis 2012 
konzipiert.

Gesundheitsschutz bei  Feuchtarbeit und Tätig-
keiten mit hautschädigenden Stoffen- von der 
Kampagne zum GDA- Projekt

Dr. med. Burkhardt Jaeschke
Programmleitung GDA-Ziel 3
Behörde für Soziales, Familie,
Gesundheit und Verbraucher-
schutz Hamburg

Sieglinde Ludwig
Leiterin des Geschäftsbereichs
Prävention
Bayerischer Gemeindeunfall-
versicherungsverband
Bayerische Landesunfallkasse

Weitere Informationen:
www.gda-portal.de

Stand: 00.00.2009
Auflage: 000.000

Als ein gemeinsames nationales Arbeitsschutzziel im Rah-
men der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie
wollen Bund, Länder und Unfallversicherungsträger in
Abstimmung mit den Sozialpartnern die Häufigkeit und
Schwere von berufsbedingten Hauterkrankungen bis 2012
reduzieren. Mit vielfältigen Initiativen sollen Präventions-
aktivitäten in Betrieben befördert, Führungskräfte wie
Beschäftigte für das Thema sensibilisiert und geeignete
Schutzmaßnahmen in die betriebliche Arbeitsschutzorga-
nisation integriert werden. Die staatlichen Arbeitsschutz-
behörden und die Unfallversicherungsträger stehen den
Verantwortlichen in den Betrieben hierzu mit Rat und Tat
zur Seite, bringen ihre Kompetenzen und Erfahrungen ein.
Eine verbesserte Prävention führt dazu, dass Arbeitsausfälle
reduziert sowie Kosten für notwendige Behandlungen,
Umschulungen oder Rentenleistungen gespart werden.
Damit wird nicht nur menschlichem Leid wirkungsvoll vor-
gebeugt, sondern zugleich ein Mehr an Wirtschaftlichkeit
und Produktivität erreicht.

Ansprechpartner

Handweg 7
21077 Hamburg
Tel.: 040 760 66 32
Fax: 040 760 66 32
E-mail: dr.jaeschke@arcor.de

Ungererstraße 71

80805 München

Tel.: 089 360 93-167

Fax: 089 360 93-349

E-mail:

sieglinde.ludwig@bayerguvv.de

Kompetenzen und Erfahrungen
nutzen

GDA-Ziel 3:

Mehr Prävention für mehr Gesundheit

In 2008 wurden mehr als 10.000 (55 %) der gemeldeten Haut-
erkrankungen als beruflich bedingt bestätigt. Feuchtarbeit
stellte sich mit ca. 30 % als häufigster Auslöser heraus. Auch
Tätigkeiten mit Desinfektions- und Reinigungsmitteln, Kühl-
schmierstoffen und Epoxidharzen führten in vielen Fällen zu
Hauterkrankungen.

Papier, Pappe, Zellstoff, Holzstoff

Epoxidharze
z.B. Bisphenol-A-Epichlorhydrin

Haarfärbemittel

Naturkautschuk (Latex)

Nickel und seine Verbindungen
z.B. Dinickeltrioxid

Kühlschmierstoffe KSS-,
nicht differenziert

Schmierstoff,
auch Schmierstoffzusatz

Reinigungsmittel (Tensidreiniger),
nicht differenziert

Desinfektionsmittel

Feuchtmilieu

164

165

190

201

208

272

423

472

1299

Hauterkrankungen erzeugen nicht nur Leidensdruck bei den
Betroffenen, sondern auch hohe Kosten. Die gesetzlichen
Unfallversicherungsträger wenden pro Jahr ca. 22 Millionen
Euro für die Behandlung von Hauterkrankungen und deren
Folgen auf. Der volkswirtschaftliche Schaden ist ungleich
höher und beläuft sich auf ca. 1,25 Milliarden Euro.

Dabei könnte ein hoher Anteil an Hauterkrankungen ver-
mieden oder ihre Schwere verringert werden, wenn geeignete
Schutzmaßnahmen ergriffen und konsequent umgesetzt
würden. Die Gefährdungsbeurteilung und die betriebliche
Organisation von Schutzmaßnahmen stehen dabei im Vor-
dergrund.

Hier setzt das GDA-Arbeitsprogramm (Haut) an. Staatliche
Arbeitsschutzbehörden und gesetzliche Unfallversicherungs-
träger zielen in einer gemeinsamen Initiative auf eine
Stärkung des Sicherheits- und Gesundheitsbewusstseins bei
Arbeitgebern und Beschäftigten ab.

Um Unternehmen und ihre Mitarbeiter noch besser bei ge-
eigneten Präventionsmaßnahmen unterstützen zu können,
wurde in 2008 eine branchenübergreifende und gefährdungs-
orientierte Erhebung initiiert, die bis 2012 abgeschlossen sein
wird.

Hierzu werden insbesondere kleine und mittelgroße Betriebe,
in denen Feuchtarbeit bzw. Tätigkeiten mit hautgefährdenden
Stoffen vorkommen, innerhalb eines Halbjahres zweimal auf-
gesucht und individuell beraten, um Schutzmaßnahmen zu
optimieren und bei der betrieblichen Umsetzung zu unter-
stützen. Dabei können zum Beispiel abgestimmte Informa-
tionsmaterialien, Beratungs- und Schulungskonzepte für
Führungskräfte und Beschäftigte sowie spezielle Interventi-
onsmodelle eingesetzt werden. Die einheitliche Vorgehens-
weise ermöglicht die Erfassung und Auswertung der Erfolge.

0 500 1000 1500 2000 2500 3000 3500
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Was macht die Unfallkasse Thüringen ?

Innerhalb dieses GDA Programms konzentriert 
sich die Unfallkasse Thüringen hauptsächlich 
auf  Einrichtungen des Gesundheitsdienstes 
und setzt damit genau dort an, wo die drei am 
häufigsten genannten Auslöser für beruflich 
bedingte Hauterkrankungen:

	 - Feuchtarbeit 
	 - Desinfektionsmittel 
	 - Tensidreiniger 
 
eine entscheidende Rolle spielen.  

Nach den bisher in diesem Jahr geführten Ge-
sprächen zeichnet sich ein positives Bild ab. 

Den meisten Einrichtungen konnte ein sehr ho-
hes Schutzniveau attestiert werden.

Trotzdem - das zeigt, wie kompliziert die Situ-
ation ist - nehmen die beruflich verursachten 
Hauterkrankungen  auch in unseren Einrichtun-
gen des Gesundheitsdienstes bei den gemelde-
ten Berufskrankheiten den „ersten“ Platz ein.

Das weist auf auf ein, trotz aller Präventions-
maßnahmen nicht gänzlich zu beseitigendes, 
grundsätzliches Risiko hin und macht allen Be-
teiligten, den Einrichtungen und ihren Mitar-
beitern deutlich, wie wichtig es ist, sich mit 
allem Nachdruck um ein hohes Niveau des 
Hautschutzes zu bemühen und die festgeleg-
ten Maßnahmen gleichermaßen konsequent 
umzusetzen. 

Bei sich abzeichnenden Hautproblemen kommt 
es darauf an, schnell zu reagieren und dabei 
auch getroffene Festlegungen zum Hautschutz 
kritisch zu hinterfragen. 

Betroffenen Mitarbeitern sollte, falls dies erfor-
derlich und möglich ist, auch ein individueller 
Hautschutz angeboten werden.

Nutzen Sie alle sich bietenden Möglichkeiten. 
Nutzen Sie die fachliche Kompetenz  Ihres Be-
triebsarztes, Ihrer Hygienefachkraft, Ihrer Si-
cherheitsfachkraft.

Die Mitarbeiter der Unfallkasse Thüringen un-
terstützen und beraten Sie bei allen Präventi-
onsaktivitäten und stehen Ihnen mit Rat und 
Tat zur Seite.

Bernd Mämpel 
Aufsichtsperson 
Telefon: 03621 777 140 
bernd.maempel@ukt.de
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Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie in Schulen
	

Ein Ziel der GDA ist es auch im Bereich der allgemeinbildenden Schulen auf einen verbesserten 
Arbeits- und Gesundheitsschutz hinzuarbeiten. Das soll durch eine Sensibilisierung der zukünfti-
gen Neulinge im Betrieb schon in der Schule gelingen. 

Die genaue Formulierung des GDA Zieles lau-
tet: „Verringerung von Häufigkeit und Schwe-
re von Arbeitsunfällen unter Einbeziehung 
der Verringerung von psychischen Fehlbelas
tungen und Förderung der systematischen 
Wahrnehmung des Arbeitsschutzes im Unter-
nehmen“. Der Kurztitel für dieses Programm 
ist „Sensibilisierung an Schulen“. 

Neben der Sicherheit und Gesundheit für 
12,2 Mio. Schüler an allgemein bildenden 
und berufsbildenden Schulen können durch 
geeignete Präventionsmaßnahmen auch die 
Arbeitsbedingungen der 720.000 Lehrkräfte 
verbessert werden. Diese Verbesserungen 
wirken sich auf das grundsätzliche Verständ-
nis und die Einstellung zu Arbeitssicherheit 
und Gesundheit der LehrerInnen und vor 
allem der SchülerInnen aus und bilden die 
Grundlage für das Arbeitsleben.

Grundsätzliche Strategie

Die Integration von Sicherheit und Gesund-
heit als Bestandteil der Schulkultur ist das 
grundsätzliche Projektziel des Arbeitspro-
gramms Schulen im Rahmen der Gemein-
samen Deutschen Arbeitsschutzstrategie. 
Um dieses Projektziel zu erreichen werden 
von der Bundesebene über die Landesebe-
ne, ggf. über regionale Ebenen, bis hinein in 
die Schulen koordinierte Prozesse konzipiert. 
Multiplikatoren sollen die Prozessabläufe un-
terstützen und begleiten.

Abb. 1: Ebenen des strategischen Vorgehens
 
Konkrete Vorgehensvorschläge, welche mo-
dular aufgebaut sind, unterstützen die GDA-
Akteure bei der Erreichung der regionalen 
und konkreten Projektziele. Im Endeffekt 
kommt auf die einzelne Schülerin, den ein-
zelnen Schüler ein komplexes Informations- 
und Sensibilisierungspaket zu, welches den 
gesunden und sicheren Einstieg in das Ar-
beitsleben als  Neuling im Betrieb ermöglicht.

Konkrete Maßnahmenpakete

Die im Folgenden aufgeführten Maßnahmenpakete, welche momentan erarbeitet werden, 
sollen konkrete Schritte enthalten. Diese können dann anhand der gegebenen Bedingun-
gen modulartig kombiniert werden.

Maßnahmenpaket E:
Ermittlung ggf. Entwicklung von altersgerechten Materialien zum Thema Sicherheit 
und  Gesundheit für SchülerInnen (auf Bekanntes zurückgreifen und Neues 
erstellen auf allen Ebenen durch UVT,  ASV und Partner)

Maßnahmenpaket F:
Multiplikatorenveranstaltung für Aufsichtführende der GDA-Partner

Maßnahmenpaket D:
Au�au eines Koordinierungskreises (Thematischer Kreis) Lärm, 
Psych. Belastungen …

Maßnahmenpaket C:
Quali�zierung von Schulleitungen zu den  Themen Sicherheit und Gesundheit

Maßnahmenpaket B:
Au�au eines Runden Tisches auf Länderebene zum abgestimmten Vorgehen

Maßnahmenpaket A:
Abstimmung der politisch Verantwortlichen auf Bundesebene - Vorbereitende 
Zuarbeiten

Abb. 2: Maßnahmenpakete zur Umsetzung des GDA-Projektes Schule”

Das GDA Programm Schulen kann in Thüringen nur gemeinsam mit dem Thüringer Mi-
nisterium für Bildung, Wissenschaft und Kultur umgesetzt werden. Der offizielle Start 
war im Januar 2010.

Dr. Klaus Zweiling 
Fachbereichsleiter Prävention 
Telefon: 03621 777 120 
klaus.zweiling@ukt.de

Bundesebene A

Strategisches Vorgehen:

Landesebene B, D

Schulebene C, E

M
ultiplikatoren F
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Die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane haben auf der Grund-
lage des § 41 SGB IV bei der Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätig-
keit neben dem Ersatz des tatsächlich entgangenen regelmäßigen 
Bruttoarbeitsverdienstes Anspruch auf folgende Entschädigung:

1. Erstattung der Reisekosten

Die Reisekostenvergütung richtet sich nach den für Thüringer Be-
amte und Richter geltenden Regelungen des Reisekostenrechts 
(ThürRKG).  

1.1. Tage- und Übernachtungsgelder

Es werden Tage- und Übernachtungsgelder für jeden Kalendertag 
der ehrenamtlichen Tätigkeit und der Zurücklegung des Hin- und 
Rückweges nach den für die Thüringer Beamte und Richter gelten-
den Regelungen des Reisekostenrechts gewährt.

Höhere Übernachtungskosten werden erstattet, soweit sie not-
wendig sind.

1.2. Fahrtkosten

Es werden die tatsächlich entstandenen notwendigen Fahrtkos-
ten erstattet.

1.2.1. Kilometergeld	  
Bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges die nach § 5 Abs. 2 
ThürRKG gültige Wegstreckenentschädigung (z. Z. 0,30 €/km). 

1.2.2. öffentliche Verkehrsmittel  
Bei Benutzung regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel die 
jeweils nach § 4 ThürRKG entstandenen notwendigen Fahrkos-
ten. 

1.2.3.  Flugkosten 
Bei Flügen grundsätzlich die Kosten für die Benutzung der nied-
rigsten Flugklasse gemäß § 4 ThürRKG.

1. 3. Unterkunfts- und Verpflegungskosten für Kraftfahrer

Soweit die Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane in ihrer Eigen-
schaft als Organmitglieder einen Personenkraftwagen benutzen und 
hierbei eine/n berufsmäßige/n Kraftfahrer/in in Anspruch nehmen 
oder wegen körperlicher Behinderung nicht selbst fahren können, 
wird für die/den Fahrer/in Tage- und Übernachtungsgeld nach Maß-
gabe der Ziffer 1.1 gezahlt.

Entschädigungsrichtlinie für die Selbstverwal-
tungsorgane

2. Pauschbeträge für Zeitaufwand

2.1. Tagungspauschale für Sitzungstage

Die Organmitglieder erhalten für jeden Sitzungstag ohne Rücksicht 
auf Dauer und Zahl der Sitzungen einen Pauschbetrag von 62,00 €.

2.2. Monatliche Pauschale für Tätigkeit außerhalb von Sitzungen

Die Vorsitzenden der Organe erhalten zusätzlich einen Pausch-
betrag für Zeitaufwand außerhalb von Sitzungen in Höhe von mo-
natlich:

2.2.1.	 der Vorsitzende des Vorstandes	 300,00 € 

2.2.2.	 der Vorsitzende der Vertreterversammlung	 100,00 €

2.2.3.	 Für die stellvertretenden Vorsitzenden der Organe gilt mo-
natlich 75 v. H. der jeweiligen Monatspauschale der Vor-
sitzenden. 

2.2.4.	 Anderen Organmitgliedern kann ein Pauschbetrag für Zeit-
aufwand für ihre Tätigkeit außerhalb von Sitzungen aus-
nahmsweise dann gewährt werden, wenn im Einzelfall eine 
außergewöhnliche Inanspruchnahme des Organmitgliedes 
aufgrund eines besonderen Auftrages vorliegt. Das gilt nicht 
für die Wahrnehmung repräsentativer Interessen. In Betracht 
kommt für diese Fälle die Gewährung eines Pauschbetra-
ges in Höhe des Pauschbetrages für Sitzungen oder eines 
Bruchteils hiervon.

Hinweis: Pauschbeträge für Zeitaufwand sind steuerpflichtig.

3. Schlussbestimmungen und In-Kraft-Treten

Nachstehende Entschädigungsrichtlinie für die ehrenamtlichen 
Organmitglieder der Unfallkasse Thüringen wurde von der Vertre-
terversammlung der Unfallkasse Thüringen beschlossen und von 
der Aufsichtsbehörde des Thüringer Ministeriums für Soziales, Fa-
milie und Gesundheit genehmigt.

Die in der Entschädigungsrichtlinie aufgeführten Vorschriften sind 
in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Die Richtlinie tritt mit Wirkung vom 01.06.2010 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt die Entschädigungsrichtlinie vom 29. April 1998 außer Kraft. 

 
Gotha, den 5. Mai 2010

gez. Jürgen Beese 
Vorsitzender der Vertreterversammlung
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Neuer Kopf im Team der 
Prävention
Ab 1. Oktober 2010 unterstützt Ingo Kleinke, Dipl. Gesundheitswirt 
(FH), den Fachbereich Prävention, mit dem Ziel, das Betriebliche 
Gesundheitsmanagement stärker in die öffentlichen Verwaltungen 
zu integrieren. Viele Mitgliedsunternehmen der UKT haben bereits 
großes Interesse an Unterstützung in diesem Bereich signalisiert 
und zum Teil schon in Anspruch genommen. Herr Kleinke wird die 
Unternehmen bei Konzeption, Implementierung und Durchführung 
fachlich beraten, Analysen durchführen, Fortbildungen anbieten 
und Partner auf dem Gebiet der Gesundheitsförderung vermitteln. 

Neuer Personalrat in der UKT

Mit dem anstehenden demografischen Wandel sind viele Unter-
nehmen darauf angewiesen, gezielte Konzepte zu entwickeln, die 
die Weichen für die Gestaltung der zukünftigen Arbeitsbedingun-
gen und -abläufe stellen. An erster Stelle steht dabei der Erhalt 
der Mitarbeitergesundheit und somit der Leistungsfähigkeit in den 
Mitgliedsunternehmen der UKT. In diesem Rahmen besteht das 
Ziel, die Akteure in den Verwaltungen, die sich mit dem Erhalt der 
Mitarbeitergesundheit beschäftigen, zu vernetzen und regelmä-
ßige Netzwerktreffen zu organisieren. Somit kann ein dauerhafter 
Austausch, Weiterbildung und Hilfe zur Selbsthilfe gewährleistet 
werden.

Herr Kleinke studierte Gesundheitsförderung/-management an 
der Hochschule Magdeburg-Stendal (FH). Er ist gelernter Spedi-
tionskaufmann und arbeitete vor seinem Studium einige Jahre in 
einer internationalen Spedition als Gruppenleiter Nahverkehr. Herr 
Kleinke ist Mitglied im bundesweiten Arbeitskreis Gesundheitsför-
dernder Hochschulen und im Deutschen Netzwerk für Betriebliche 
Gesundheitsförderung (DNBGF). In den vergangenen vier Jahren 
hat er bereits Mitgliedsunternehmen der UKT zum Betrieblichen 
Gesundheits- und Eingliederungsmanagement beraten. 

Er ist verheiratet und hat eine Tochter. Neben seiner Tätigkeit bei 
der UKT ist er ehrenamtlich als Vereinsvorsitzender des GoThaler 
Tauschring e.V. aktiv.

Kontakt: 
Ingo Kleinke 
Fachbereich Prävention 
Telefon: 03621 777 133 
ingo.kleinke@ukt.de

v.l.n.r. Ilona Aschenbach, Robert Lehneking, Gabi Krizsan, Roland Darr, Jens Arnold

Neuer Personalrat in der UKT gewählt – Konstituierende Sitzung am 1. Juni 2010
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Das Thüringer Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
und die Unfallkasse Thüringen (UKT) haben die Vereinbarung über 
die Erste-Hilfe-Ausbildung und das Erste-Hilfe-Training von Päda-
gogen an Thüringer Schulen und Kindertageseinrichtungen um ein 
weiteres Jahr bis Ende 2010 verlängert. Die Kooperation besteht 
seit 2001. Das Land stellt für die Fortbildung pro Jahr 50.000 Euro 
zur Verfügung.

Thüringens Staatssekretär für Bildung, Wissenschaft und Kultur, 
Prof. Dr. Roland Merten, begrüßte die Kooperation: „Eine gute Aus-
bildung und ein regelmäßiges Training sind wichtige Vorausset-
zungen, damit unsere Lehrer, Erzieher und Sonderpädagogischen 
Fachkräfte im Ernstfall sachgerechte Erste Hilfe leisten können. 
Dazu gehört auch, mögliche Gefahrenquellen frühzeitig zu erken-
nen und so Unfälle zu vermeiden.“

Erste Hilfe Kooperation verlängert

5. SIFA-FORUM

Renate Müller, Geschäftsführerin UKT     Prof. Dr. Roland Merten, Staatssekretär

Programmablauf

09:30 – 09:40 Uhr 	 Eröffnung
		  Dr. Zweiling, UKT

09:40 – 10:00 Uhr 	 Die neue Unfallverhütungsvorschrift 
		  DGUV -V2 „Betriebsärzte und Fachkräfte  
		  für Arbeitssicherheit“ 
		  Herr Dr. Jendro, UKT

10:00 – 10:20 Uhr 	 Die Kampagne „Risiko raus!“
		  Frau Petzke/Frau Robus, UKT

10:20 – 10:45 Uhr 	 Pause

10:45 – 11:30 Uhr 	 Die neuen Arbeitsstättenregeln
		  Frau Eifrig, TLAtV 

11:30 – 12:15 Uhr 	 Neues zum Gerüstbau
		  Herr Seifert, BG Bau

12:15 – 13:30 Uhr 	 Mittagspause

21. Oktober 2010, 9:30 Uhr, FBG-Schulungsstätte Reinhardsbrunn

13:30 – 14: 30 Uhr 		  Workshops

	 Workshop I:  
	 spezielle Probleme in Arbeitsstätten – Arbeitsstätten in alten 	
	 Gebäuden 
		  Leitung: Frau Eifrig/ Herr Dr. Jendro

	 Workshop II  
	 sicherer Kindergarten – zur DGUV –VS2  
		  Leitung: Frau Petzke/Herr Krumbach 

	 Workshop III  
	 sicherer Gerüstbau  
		  Leitung: Herr Seifert 

14:30 – 15:00 Uhr 	 Kaffeepause

15:00 – 15:30 Uhr 	 Auswertung der Workshops/Ausblick

Neues aus der UKT
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Die DKB-Skisport-HALLE wird von der Oberhof-Sportstätten GmbH 
(OSG) betrieben. Mehrheitsgesellschafter mit 51 Prozent Anteil ist 
die Landesentwicklungsgesellschaft Thüringen mbH. Der Landkreis 
Schmalkalden-Meiningen und die Stadt Oberhof sind zu jeweils 
24,5 Prozent beteiligt. 

Geschäftsführer Jan Völker leitet mit seinem fünfköpfigen Team 
diesen einzigartigen Bau und entführt uns in ein Wintermärchen. 
Bei einer konstanten Temperatur von -4 Grad Celsius und einer 
Luftfeuchtigkeit von ca. 90 Prozent lässt sich der Winter als ange-
nehm empfinden. Die Halle ist lichtdurchflutet und verfügt über vier 
Beschneiungsgeräte. Diese sind je nach Auslastung der Halle jede 
Woche oder alle zwei Wochen im Einsatz. Für die Profisportler ein 
Paradies zum Trainieren. Während sie ihre Runden laufen, spielt 
sogar im Hintergrund ihre Lieblingsmusik. Weit über die Grenzen 
von Thüringen hat sich der Komfort der Halle herumgesprochen 
und Gäste aus allen Nationen sind vertreten. Jan Völker ist zwar 
begeisterter Alpinfahrer, aber die Loipen in der Halle ist er bereits 
abgelaufen und empfindet die 2 km Strecke als anspruchsvoll. 
Denn die Steigung von 12 Prozent sowie die lange Westschleife 
haben es in sich. 

32 Kameras überwachen das komplette Skiareal. Auf diesen kann 
der Trainer seine Schützlinge beobachten oder die Sportler können 
ihren Laufstil überprüfen. Sicherheit in der Halle wird ebenfalls groß 
geschrieben. An den Betonwänden ist in den kritischen Bereichen 
der Strecke Prallschutz angebracht, Ersthelfer sind immer vor Ort 

Ein neues Mitgliedsunternehmen stellt sich vor
und ein Rettungsschlitten ist vorhanden. Dieser war bisher nur 
bei zwei Unfällen im Einsatz, die auf Fehlverhalten der Skifahrer 
zurückzuführen waren. 

Nicht nur Sportler lockt der europaweit einzigartige Bau an. Im Mo-
nat betreten ca. 11.000 Besucher die Aussichtsplattform, und der 
Eine oder Andere bekommt doch Lust ein paar Runden zu laufen. 
Ein Skiverleih, der ebenfalls Bekleidung verleiht, ist im Eingangs-
foyer integriert. Besondere Stoßzeiten verzeichnet der Betreiber ab 
Herbst und im Winter insbesondere in den Abendstunden. 

Technische Daten: Die Halle verfügt über eine 2.000 Meter lange 
Laufstrecke, die zwischen acht und 35 Metern breit ist und auf 
der Anstiege von bis zu 12 Prozent Steigung überwunden werden 
müssen. Das gesamte Gebäude hat eine Fläche von 10.000 qm. 
Die gesamte bebaute Fläche ist 46.000 qm groß. Das entspricht 
einer Fläche von sechs Fußballfeldern. Für das Projekt wurden 13,5 
Millionen Euro investiert. Bis Ende des Jahres soll der Anbau einer 
Schießhalle fertig gestellt sein. 

 
Kontakt:  
Oberhof-Sportstätten GmbH 
Jägerstraße 19 
98559 Oberhof 
Tel: 036842 5399 0 
post@oberhof-sportstaetten.de
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Zur Thüringer Gesundheitsmesse vom 13.-
14. März 2010 waren die Unfallkasse Thürin-
gen (UKT) und die in Thüringen ansässigen 
Berufsgenossenschaften (Verwaltungsbe-
rufsgenossenschaft, Holz-Berufsgenossen-
schaft, Berufsgenossenschaft Rohstoffe und 
chemische Industrie, Berufsgenossenschaft 
Nahrungsmittel und Gaststätten, Berufsge-
nossenschaft Metall Nord Süd, Berufsgenos-
senschaft Handel und Warendistribution) 
mit einem Kooperationsstand vertreten. Das 
Thema „Deine Haut. Die wichtigsten 2m² dei-
nes Lebens.“ reihte sich gut in die Angebote 
der Gesundheitsmesse ein. Zahlreiche Ver-
sicherte und Verbraucher konnten an den 
beiden Messetagen zu Hauterkrankungen 
sensibilisiert werden. Insbesondere ist dies 
auch ein Thema im häuslichen Bereich. Be-
sucher, die in den Branchen Medizin, Pflege 
und Kosmetik tätig sind, wiesen teilweise 
gravierende Hautschädigungen auf. Diese 
Schäden konnten mit der Hautkamera selbst 
betrachtet werden. Nach einer umfassen-
den Beratung bestand die Möglichkeit, das 
richtige Einkremen der Hände zu üben und 
zu kontrollieren. Unter dem Dermalux-Gerät 
wurde der Erfolg mittels UV-Licht sichtbar 
gemacht. Prominenteste Besucherin war 
die Thüringer Ministerin für Soziales, Fami-
lie und Gesundheit, Heike Taubert. Sie nahm 
sich für unseren Gemeinschaftsstand und 
unser Anliegen „Gesunde Haut – weniger 
Hauterkrankungen“  viel Zeit. Unter tatkräf-
tiger Unterstützung durch die Arbeitsmedi-

Ein Tag für Sie!

zinerin, Dr. Martina Reymann übte auch sie 
das richtige Einkremen und bestand die Kon-
trolle unter der UV-Lampe. Ebenfalls fand die 
„Wackelplatte“ im Kooperationsstand star-
ken Zuspruch. Die Mitarbeiter des Arbeits-
medizinischen Präventionszentrums Erfurt 
(APZ) boten die Überprüfung des Gleichge-
wichtssinnes an. Diese Aktivitäten lockten 
die Besucher in unseren Messestand und da-
raus ergab sich die eine oder andere Frage. 

Erstmalig konnten alle Anfragen branchen-
übergreifend beantwortet werden. Somit 
war die Messe mit ca. 65.000 Besuchern für 
alle UV-Träger ein voller Erfolg. Am Ende der 
Messetage waren sich alle einig, dass sich 
der gemeinsame Auftritt wiederholen muss. 
Denn nur im starken Verbund zwischen Un-
fallkassen und Berufsgenossenschaften 
können wir die Thüringer informieren, was 
die gesetzliche Unfallversicherung leistet. 

Erstmals organisierte die UKT für ihre Ver-
sicherten am 19. August 2010 einen „Tag 
für Sie“. Zu diesem trafen sich acht Perso-
nen, die durch einen Unfall ein Schädel-
Hirn-Trauma erlitten hatten. Ziel des Tages 
war, zum Austausch untereinander anzure-
gen. Nach einer kurzen Vorstellungsrunde 
der Gäste startete das geplante Programm. 
Neben einem Fachvortrag wurden Stabili-
sierungsübungen für den Alltag und eine 
Klangtherapie angeboten. Für den gelade-
nen Personenkreis bedeute es,  den Mut 
aufzubringen, sich auf neue Dinge und Men-
schen einzulassen. „Ich weiß nicht, ob ich 
die Schwingungen aushalte.“, sagte Sven 
skeptisch. Doch für ihn und die Anderen war 

Wir wachsen zusammen – gemeinsamer Messe-
auftritt der UKT und BG’en

es eine ganz neue Bewusstseinserweite-
rung. Der angenehme Klang, die praktischen 
Übungen und das gemeinsame Mittagessen 
schweißte die Gruppe schnell zusammen. 
Aus dem vorsichtigen Herantasten entstand 
plötzlich ein vertrautes Miteinander. Markus 
war von dem Tag, den neuen Kontakten und 
Eindrücken so überwältigt, dass er selbst-
bewusst verlangte, “Bitte wiederholen Sie 
diesen Tag! Es hat mir großen Spaß bereitet. 
Heute brauchte ich mich nicht zu verstellen. 
Alle haben mich so angenommen wie ich 
bin.“ Und das spiegeln die Fotos. Jens-Uwe 
hat sich auf Fotografie spezialisiert und mit 
großer Freude die Momente festgehalten.
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KinderKult 2010
 

Das beliebte Freizeit- und Medienevent „KinderKult“ unterstützte 
die UKT auch in diesem Jahr. Dieses fand vom 25. - 28. April 2010 in 
der Landeshauptstadt von Thüringen statt. Insgesamt hatten sich 
6.300 Schüler (285 Schulklassen) angemeldet. Tatsächlich haben 
10.000 Kinder, 3.000 Eltern/Großeltern, 785 Lehrer, und 200 Sozi-
alarbeiter die Messe besucht. Neben den zahlreichen Projekten in 
den Erlebnis- und Aktionsbereichen konnten wir als Unfallkasse das 
Thema „8ung in der Schule“ gut kommunizieren. Die Ausstellung 
widmete sich der alltäglichen Gewalt in Schulen. Ziel war es, zum 
Dialog anzuregen, für das Thema zu sensibilisieren und die Schü-
ler gemeinsam mit den Lehrern bzw. Eltern zu motivieren, eigene 
Projekte in Angriff zu nehmen. Denn die Leitbotschaften der Aus-
stellung sind:„Ich kann was tun.“ und „Wir können etwas ändern.“

Mittlerweile ist in Thüringen Gewalt zu einem Thema geworden. Die 
meisten Rauf- und Prügelunfälle passieren an Regelschulen, welche 
sich hauptsächlich in den Pausen oder auf den Schulwegen ereig-
nen. Im Schuljahr 2008/2009 gingen bei der UKT 665 Meldungen 
ein. Im Vergleich zu 2007/2008 ist eine Steigerung um 33 Fälle zu 
verzeichnen, jedoch ist die Dunkelziffer bei schulischer Gewalt 
groß. Um eine aktive Pausengestaltung zu fördern, stellte die UKT 

für die Schule mit den meisten Anmeldungen zum Freizeit- und 
Medienevent „KinderKult“ einen Fitnesskoffer bereit. Der Koffer 
ist gefüllt mit Spiele-Sets und Sportgeräten, die den Schulalltag 
bereichern. Neben Koordination werden mit den Spielen Geschick-
lichkeit und Teamfähigkeit trainiert. Denn eine aktive Pausengestal-
tung ist u.a. ein Bestandteil vom Gesundheitsförderungsprogramm 
„Gesunde Schule“. Mit dem Projekt will man erreichen, dass Kin-
der und Jugendliche ein positives Selbstbild entwickeln. Weiterhin 
sollen die Schüler Verantwortung übernehmen, indem sie lernen, 
selbst bestimmt zu handeln und zu leben. Somit kann langfristig 
das Schulklima verbessert und gegen Gewalt vorgebeugt werden. 

Den Fitnesskoffer hat sich die „Parkschule“ aus Weimar verdient. 
Von den insgesamt 160 angemeldeten Schulen hatte die „Parkschu-
le“ 200 Schüler zu den verschiedensten Projekten angemeldet.
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Mit Sport frei startete um 9:15 Uhr der Schulsportwettbewerb 
„kids4sports“. Dieser ist mittlerweile zur Tradition für alle Thürin-
ger Viertklässler kurz vor den Sommerferien geworden. Mit dem 
Sportereignis in der Erfurter Leichathletikhalle möchte die Unfall-
kasse Thüringen bei den Schülern das Interesse für sportliche Ak-
tivitäten wecken. 

An der Staffel, die Fernsehlegende Adi (Gerhard Adolph) kommen-
tierte, nahmen jeweils sechs Jungen und sechs Mädchen teil. Neben 
dem Springen über Flusssteine und Vorwärtsbewegen in der Krab-
belwalze war natürlich Teamfähigkeit gefragt, wenn der Staffelstab 
durch geschicktes Zusammenspiel an den Mitstreiter weitergegeben 
werden musste. In sechs  Vorrunden mit je sechs Mannschaften, 
kamen jeweils die zwei schnellsten Klassen weiter. So zogen 12 
Teams aus den sechs Vorrunden in das Halbfinale ein. Hier quali-
fizierten sich in einem Wettkampf aus Sportgeist und Freude die 
Grundschulen Talschule Jena, Staatliche Grundschule am Himmel-

reich, Grundschule Greußen und die Puschkinschule aus Erfurt für 
das Finale. In diesem lieferten sich die Grundschule Greußen und 
am Himmelreich ein Kopf-an-Kopf-Rennen. Doch die Schüler aus 
Suhl erkämpften sich den ersten Platz und sicherten sich somit 
den riesigen Pokal und Titel „Sportlichste Klasse Thüringens“. Den 
zweiten Platz belegte die Grundschule Greußen, den dritten Platz 
die Talschule Jena und den vierten die Puschkinschule aus Erfurt. 
Die Siegerehrung erfolgte durch Finanzministerin Marion Walsmann 
und Geschäftsführerin der Unfallkasse Thüringen Renate Müller.  

Geschicklichkeit und koordinative Fähigkeiten vermittelten die Ak-
tionsstände im Foyer der Halle. Die meisten Seildurchschläge mit 
185 in einer Minute schaffte Ronia Abra aus der Puschkinschule 
Erfurt. Als Dartkönig konnte Phillip Nowack aus der Grundschu-
le „Astrid Lindgren“ Osthausen mit 85 Punkten gekrönt werden. 

„kids4sports“ – 868 jubelnde Athleten 

Die „Sportlichste Klasse Thüringens“ lernt in Suhl
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Mein Schulbus ist sicher! – Aktionstag am 10. Juni 2010

Wir senken das Unfall-
risiko durch präventive 
Maßnahmen 

Um pünktlich zum Unterrichtsbeginn in der 
Schule zu sein, bedienen sich Schüler ver-
schiedener Transportmöglichkeiten. Häu-
fig werden die Kinder im PKW gefahren, sie 
nutzen öffentliche Verkehrsmittel oder fah-
ren Rad bzw. gehen zu Fuß. Der Individual-
verkehr bringt einige gefährliche Situatio-
nen mit sich, wenn z.B. viele Fahrzeuge zur 
gleichen Zeit vor der Schule rangieren und 
Radfahrer sich durchschlängeln. Schnell 
ist ein Kind in dem Chaos übersehen. „Der 
Bus ist das sicherste Beförderungsmittel 
im Schülerverkehr.“, erklärt Tilman Wa-
genknecht, Geschäftsführer des Verbandes 
Mitteldeutscher Omnibusunternehmer e.V. 
(MDO). Und das kann die UKT anhand ih-
rer Unfallmeldungen bestätigen. Im letzten 
Jahr gingen bei der UKT 2.927 Meldungen zu 
Schulwegunfällen ein. Davon entfallen 214 
auf den Busverkehr, die sich beim Warten 
an der Haltestelle, beim Ein- und Ausstei-
gen, während des Aufenthaltes im Schul-
bus und beim Überqueren der Fahrbahn 
ereigneten. Die meisten Unfälle passieren 
während des Aufenthaltes im Schulbus und 
betreffen Jungen sowie Mädchen im Alter 
zwischen 11 und 14 Jahren. Ebenfalls passie-
ren Unfälle in der Zeit zwischen 6 und 7 Uhr 
beim Überqueren der Fahrbahn. Der mor-
gendliche Berufsverkehr und der Zeitdruck 
den Bus nicht zu verpassen, sind häufige 
Unfallursachen.

Um die Schüler auf die möglichen Gefahren-
situationen hinzuweisen, veranstalteten der 
MDO und die UKT am 10. Juni 2010 eine Ak-
tion „Mein Schulbus ist sicher“. Diese war 
eingebettet in den Verkehrssicherheitstag 
auf dem Domplatz in Erfurt und hatte u.a. 
zum Ziel, das  Verhalten der Verkehrsteil-
nehmer positiv zu beeinflussen. 

In einem Theaterstück zum Mitmachen er-
klärte Clown Hajo den Kindern wie sie sich 
im Schulbus richtig zu verhalten haben. 

Im Anschluss konnten die Kleinen den gro-
ßen Doppelstockbus besichtigen und das 
Miniformat davon kreativ bemalt mit nach 
Hause nehmen.
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Das UKT Interview 
 
 
 
16 kommunale und private Busunternehmen 
und ein Verband haben sich in Thüringen 
zu einer Marketingkooperation zusammen-
geschlossen. Sie wollen den Omnibus-Re-
gionalverkehr für noch mehr Fahrgäste at-
traktiver und kundenfreundlicher gestalten. 
Tilman Wagenknecht, Geschäftsführer der 
Marketingkooperation Bus Thüringen e.V., 
lädt uns zu einer Fahrt mit den Thüringer 
Busunternehmen ein.

INFA: Herr Wagenknecht was steht hinter der 
Imagekampagne „bus thueringen“?

Tilman Wagenknecht: Die Kampagne wurde 
2003 gestartet, um den Busunternehmen 
eine gemeinsame Plattform für die Kunden-
werbung zu schaffen. Sie bildet das Herz-
stück der Informationsoffensive, die durch 
den Freistaat Thüringen auch gefördert wird. 
Das einheitliche Erscheinungsbild mit sei-
nen Grundfarben und Grundaussagen soll 
für den Bus in Thüringen als sicheres, be-
quemes und preiswertes Verkehrsmittel 
werben und die Wiedererkennung verbes-
sern. Über die Internetseite www.bus-thu-
eringen.de und die Kundenzeitschrift OMNI 
wird über wichtige Themen wie Sicherheit im 
Busverkehr, Angebote für Schüler, Berufs-
pendler und Touristen sowie die Finanzie-
rung des ÖPNV informiert. Die Marketingko-
operation will vor allem die unverzichtbaren 
Leistungen des Busses im Thüringer ÖPNV 
bekannt machen. Immerhin erbringen Omni-
busse mindestens 60 Prozent der täglichen 
Fahrleistungen im ÖPNV. 10.000 Haltestel-
len werden in Thüringen bedient. Der Bus 
erbringt damit das weitaus umfangreichste 
Angebot. Dieser Tatsache wird in der Öffent-
lichkeit meist zu wenig Bedeutung beige-
messen. Durch gezielte Werbung und Infor-
mationen will die Marketinginitiative den 
herausragenden Stellenwert des Busses für 
den ÖPNV deutlich hervorheben und zufrie-
dene Fahrgäste gewinnen.

INFA: Wie viele Fahrgäste befördern die Bus-
unternehmen in Thüringen? 

Tilman Wagenknecht: Die Mitglieder unse-
rer Kooperation befördern ca. 30 Millionen 
Fahrgäste im Jahr. Davon sind ca. 18 Millio-
nen Schülerinnen und Schüler. In Thüringen 
werden mit Bus und Straßenbahn insgesamt 
ca. 160 Millionen Fahrgäste befördert. Die 
Eisenbahnen im Nahverkehr befördern zu-
dem nochmals ca. 22 Millionen Fahrgäste.

INFA: Sie sagen, der Bus ist das sicherste 
Beförderungsmittel im Schülerverkehr?

Tilman Wagenknecht: Die Statistiken bele-
gen seit Jahren eindeutig, dass der Bus ge-
nerell das sicherste Verkehrsmittel ist. Das 
gilt natürlich auch für den Weg zur Schule. 
Die Busunternehmen leisten sehr viel, dass 
dies auch so bleibt. Am wichtigsten für die 
Sicherheit ist eine ausreichende Finanzie-
rung der Linienverkehre durch die öffentli-
che Hand. Dies hat erst kürzlich der ADAC 
in einer Studie festgestellt.

INFA: Aus unserer Erfahrung raufen sich die 
Schüler gern im Bus. Insbesondere nach 
Schulende, wenn die Kinder einen größe-
ren Bewegungsdrang verspüren. Wie gehen 
die Fahrer damit um?

Tilman Wagenknecht: Der Busfahrer ist in 
erster Linie für  das sichere Fahren verant-
wortlich. Was im Bus während der Fahrt 
passiert, kann er objektiv nur begrenzt im 
Innenspiegel wahrnehmen. Bei erkennba-
ren Gefahrensituationen wird er immer ein-
greifen. Das kann bis zum Ausschluss von 
der Beförderung führen. Um mit einem weit 
verbreiteten Missverständnis aufzuräumen: 
für den Schulweg, auch mit dem Bus, sind 

die Erziehungsberechtigten verantwort-
lich. Dennoch machen natürlich auch die 
Busunternehmen selbst zusammen mit 
den Schulen, den örtlichen Kreisverkehrs-
wachten und der Polizei oftmals Angebote, 
um Schülerinnen und Schülern das richtige 
Verhalten auf dem Schulweg, an den Hal-
testellen und im Schulbus zu zeigen. Wir 
bemerken aber auch, dass den Schulen 
weniger Aufsichtspersonal für die Beglei-
tung jüngerer Schüler zu den Haltestellen 
zur Verfügung steht.

INFA: Oft müssen die Eltern die Kinder mit 
dem PKW in die Schule bringen. Ist es an-
gedacht, die Schulen ebenfalls anzufahren, 
um die Schulwegsicherheit zu garantieren? 

Tilman Wagenknecht: Für die Planung der 
Linien und Fahrpläne sind die Unterneh-
men gemeinsam mit den Aufgabenträ-
gern unter Einbeziehung der Schulämter 
zuständig. Man kann davon ausgehen, 
dass die Busunternehmen immer die bes-
te Leistung für die Schüler - ihre Haupt-
kundschaft - anbieten wollen. Dazu gehört 
auch das direkte Anfahren von Schulen.  

INFA: Vielen Dank.
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DGUV job ist die Arbeitsvermittlung der gesetzlichen Unfallver-
sicherungsträger für ihre Rehabilitanden. Die dort beschäftigten 
Reha-Fachkräfte sollen Unfallverletzte und berufserkrankte Men-
schen bei ihrer Jobsuche und Reintegration in den Beruf unter-
stützen und so ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern. 
Nach einem Pilotprojekt in zwei Landesverbänden wurde der Ser-
vice von DGUV job 2009 auf alle sechs Landesverbände der DGUV 
ausgeweitet. 

Wilfried Walter, Berufshilfereferent des Landesverbandes Südost, 
leitet die Arbeitsgruppe der Unfallversicherungsträger und koor-
diniert die Arbeit von DGUV job. 

Herr Walter, DGUV job vernetzt drei Gruppen miteinander – Ar-
beitssuchende, Betriebe und Unfallversicherungsträger. Was bietet 
DGUV job den Partnern? 

Walter: Den Arbeitsuchenden wird eine individuelle, auf ihre kon-
krete Situation eingehende Beratung und Vermittlung angeboten 
und ihnen werden Perspektiven aufgezeigt. Die Arbeitgeber erhal-
ten kostenfrei und unbürokratisch Personalvorschläge und dazu 
Informationen über mögliche finanzielle Förderungsmöglichkei-
ten – alles aus einer Hand. Die Unfallversicherungsträger werden 
professionell in ihrer Aufgabe unterstützt, Versicherte wieder in 
Arbeit zu vermitteln. Dazu gehört auch der Zugriff auf eine Internet-
Suchmaschine, mit der DGUV job täglich bundesweit nach offenen 
Stellen sucht.

Wie arbeitet DGUV job im einzelnen?

Walter: In einem ersten Schritt melden die Unfallversicherungsträ-
ger arbeitssuchende Rehabilitanden per Post oder online an DGUV 
job. In einem persönlichen Gespräch erstellt der Reha-Fachberater 
dann zusammen mit dem oder der Versicherten ein individuelles 
Bewerberprofil und gibt erste Bewerbungstipps. 

Die Reha-Fachkräfte können aufgrund ihrer persönlichen Kontakte 
Arbeitgeber gezielt auf offene Stellen ansprechen. Oder sie suchen 
mit Hilfe einer Internet-Suchmaschine täglich und bundesweit nach 
aktuellen Stellen. Finden sich Stellen, die dem Bewerberprofil ent-
sprechen, prüft der Berater, ob der Arbeitsplatz tatsächlich geeignet 
ist. Kommt er in Frage, wird dem Arbeitgeber ein anonymisiertes 
Kurzprofil des Bewerbers übersandt. Sobald er reagiert, bespricht 
der Reha-Fachberater mit ihm weitere Details und stellt ggf. den 
Kontakt zum Bewerber her. 

Können Arbeitgeber auch direkt auf DGUV job zugehen, wenn sie 
eine neue Mitarbeiterin oder einen neuen Mitarbeiter suchen?

Walter:  Ja, auf jeden Fall. Sie können uns ein Stellenprofil über-
senden. Auf Wunsch des Unternehmers helfen wir auch beim Er-
stellen. Das Profil - und das ist eine Besonderheit - enthält bei 
DGUV job auch Angaben zu körperlichen Belastungen und über 
die Arbeitsstoffe am angebotenen Arbeitsplatz. So ist es möglich, 
dem Arbeitgeber nur Bewerber vorzuschlagen, die neben der fach-
lichen Eignung auch die körperlichen Voraussetzungen mitbringen.

„Der Arbeitgeber erhält alles aus einer Hand“
Neue Mitarbeiter finden mit DGUV job
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Wie können Arbeitgeber offene Stellen melden?

Walter: Das ist ganz einfach. Sie können das Stellenprofil online 
erstellen (www.dguv.de/job), ein schon vorhandenes Stellenprofil 
zuschicken oder sie rufen einfach an.

Welchen Vorteil hat DGUV job für Arbeitgeber?

Walter: Für die Arbeitgeber entfällt das zeitaufwändige Personal-
auswahlverfahren, wenn DGUV job ihnen geeignete Bewerber vor-
schlägt. Und sie sparen hohe Inseratskosten. Wir vermitteln auch 
finanzielle Hilfen zur Einstellung. Das können Lohnkostenzuschüsse 
sein oder Zuschüsse zu einer evtl. notwendigen technischen Ar-
beitsausrüstung.  Der Arbeitgeber erhält alles aus einer Hand und 
hat nur einen Ansprechpartner.

Was ist das Besondere beim Service von DGUV job?

Walter: Ein zentrales Qualitätsmerkmal ist das ausführliche (Erst-)
Gespräch mit den Bewerbern. Es dient dazu, sich über den arbeits-
suchenden Menschen ein Bild zu machen und seine Wünsche und 
Fähigkeiten herauszuarbeiten. Danach richtet sich, wie und wobei 
er unterstützt werden kann und muss. 

Hinzu kommt der enge Kontakt zu den Arbeitgebern und den Unfall-
versicherungsträgern sowie die ständige Erreichbarkeit der DGUV 
job-Mitarbeiter.

Wie fällt Ihre Bilanz nach den ersten Monaten DGUV job aus?

Walter: Die Nachfrage von Seiten der Arbeitgeber ist verhältnis-
mäßig groß. Sie sind interessiert an motivierten, engagierten Be-
werbern. Die können wir bieten. Auch die Unfallversicherungsträ-
ger haben von Anfang an unseren Service angenommen und ihre 
Vermittlungsfälle an uns weiter geleitet. Aber die wirtschaftliche 
Situation insgesamt ist natürlich schwierig und leider deutet wenig 
auf eine  Entspannung der Lage hin. Umso wichtiger ist es, unsere 
Versicherten zu unterstützen, so dass sie – trotz Handicaps – wett-
bewerbsfähig, auch mit gesunden Menschen, sind.

www.dguv.de/job
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1. Arbeitsplatzgestaltung 
Das A und O muss immer die Gestaltung der Arbeitplätze nach 
ergonomischen Erkenntnissen sein. Ist das sicher gestellt, sind 
zusätzlich nur wenig spezielle Maßnahmen – wie zusätzliche Be-
leuchtung -  für die älteren Mitarbeiter erforderlich.

2. Arbeitsorganisation
Oft genügen schon kleine Veränderungen von Arbeitszeit und 
Arbeitsorganisation, um für den Betrieb und die Mitarbeiter Ver-
besserungen zu erreichen. Bewährt haben sich Arbeitszeitkon-
ten, mit denen Arbeitgeber und Arbeitnehmer flexibel auf be-
triebliche und persönliche Bedürfnisse reagieren können.

3. Gesundheitsförderung
Überlegen Sie gemeinsam, was im Betrieb getan werden kann, 
um die Gesundheit zu erhalten oder gar zu fördern. Die Band-
breite der Möglichkeiten ist groß: Sie reicht von Sportangeboten 
bis hin zu den arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchungen.

4. Lebenslanges Lernen und Wissenstransfer
Ältere Mitarbeiter sollten nicht von Fortbildungsangeboten aus-
geschlossen sein, Lerninhalte sollten vielmehr auf ihre Bedürf-
nisse abgestimmt werden. Grundsätzlich gilt: Damit wichtiges 
Knowhow dem Betrieb erhalten bleibt, ist es wichtig, dass Mitar-
beiter unterschiedlichen Alters zusammenarbeiten und vonein-
ander lernen.

5. Mitarbeiterbindung/Betriebsklima
Ein gutes Betriebsklima und die Zufriedenheit der Mitarbei-
ter tragen dazu bei, dass diese länger arbeitsfähig und belast-
bar bleiben. Gute Führung stärkt Zuversicht und Vertrauen und 
macht  das Unternehmen auch für Nachwuchskräfte attraktiv.

Die Broschüre bietet den Verantwortlichen in den Unternehmen 
einen ersten Einstieg in das Thema Demografie. Wer sich weiter-
gehend informieren möchte, findet darüber hinaus eine Vielzahl 
weiterführender Quellenangaben.  

Die Mischung macht’s: Jung und Alt gemeinsam bei der Arbeit 
(BGI/GUV-I 7009)

Im Internet: www.dguv.de ; Webcode: d69167

Die Mischung macht’s 
	
Die Auswirkungen des demografischen Wandels werden in den nächsten Jahrzehnten unsere Gesellschaft verändern. 
– Dieser Satz ist fast schon eine Platitude. Aber haben sich Betriebe und Personalmanager tatsächlich auf alternde 
Belegschaften und den drohenden Fachkräftemangel eingestellt?

Eine neue Broschüre der DGUV aus der Reihe „Gesund und fit im Kleinbetrieb“ bietet kleinen und mittelständischen 
Unternehmen einen Test an. Ist mein Betrieb gut gerüstet für die Zukunft? Wie sieht die Altersstruktur der Mitarbeiter 
in zehn Jahren aus? Sind die Arbeitsplätze so gestaltet, dass unterschiedliche Generationen daran arbeiten können? 

Das sind Fragen, auf die die Broschüre „Die Mischung macht’s: Jung und Alt gemeinsam bei der Arbeit“ aufmerksam 
machen will. Neben einer persönlichen Checkliste, die jeder Unternehmer ausfüllen kann, gibt sie darüber hinaus 
Tipps, wie Betriebe sich auf den demografischen Wandel vorbereiten können.

Fünf zentrale Bereiche der betrieblichen Organisation werden beleuchtet und auf ihre Zukunftsfähigkeit abgeklopft. 
Dazu einige Kernthesen: 
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Mein Leben hat wieder 
einen Sinn

Marcus Pobel verunfallte als 18-Jähriger auf dem Weg in die Berufs-
schule. In einer Kurve verlor er die Kontrolle über seinen PKW und 
prallte gegen einen Baum. Obwohl der junge Mann in Lebensgefahr 
schwebte und schwerste Verletzungen insbesondere im Kopfbereich 
erlitten hat, sind heute äu-
ßerlich wenig Spuren des 
Unfalls an ihm zu sehen. 

Eingliederung ins Berufs-
leben

Spontan schrieb Marcus 
eine Initiativbewerbung. 
Nach ein paar Wochen Pro-
bearbeit und einigen Ge-
sprächen mit dem Arbeit-
geber und der UKT konnte 
er den Arbeitsvertrag unter-
zeichnen. 

Seit Januar 2010 arbeitet 
Marcus drei Tage in der 
Woche in einem Pflegeheim 
der Arbeiterwohlfahrt. Sei-
ne Aufgaben sind, die Wä-
sche der Bewohner zu sor-
tieren und auszuteilen. Alle 
Heimbewohner sind freund-
lich und haben zu Marcus 
einen guten Draht. „Ich 
weiß, wie ich die Bewohner 
zu nehmen habe und kenne 
mittlerweile alle mit ihren 
Namen“, berichtet Marcus 
stolz. Auch wenn es hier 
und da Reibungspunkte mit den Schwestern gibt, ist das Verhält-
nis untereinander locker. Und das spüren sogar die Bewohner und 
leben deshalb gern in diesem Heim. „Ich liebe den Kontakt zu den 
Menschen. Für Liselotte räume ich sogar den Schrank auf und dabei 
vergesse ich schon einmal die Zeit, wenn wir ins Plaudern kommen.“ 
Marcus kann seine Arbeitszeit recht flexibel einteilen. Für ihn ist 
die Hauptsache, dass die anfallenden Arbeiten erledigt sind. Erst 
dann geht er zufrieden nach Hause. Der Job passt gut zu ihm, denn 
im Heim steht keiner mit der Stoppuhr daneben und übt auf Mar-
cus Druck aus. Im Gegenteil – die alten Menschen sind froh, dass 
sich ein so junger Mann um sie kümmert und nicht nur die Wäsche 
austeilt. Oft geht es turbulent zu, berichtet Marcus lächelnd, wenn 
Else sich verläuft oder er gewisse Überlistungstaktiken anwenden 
muss, um sich bemerkbar zu machen. Aber das bringt der Job nun 
einmal mit sich. „Seit dem ich wieder gebraucht werde, habe ich 
ein anderes Lebensgefühl.“ Und das bemerken alle.  

 
 
 

Therapie 

Wenn Marcus frei hat, geht er zum Reha-Sport, zur Physiotherapie 
oder Hirnleistung. Auch Ruhephasen sind für ihn wichtig, da er auf 

Grund der Unfallschwere 
sowohl körperlich und psy-
chisch nicht zu 100 Prozent 
belastbar ist. 

Der Umbau

Im Moment wird im Eltern-
haus umgebaut und mo-
dernisiert. Eine kleine ei-
gene Wohnung soll Marcus 
dort haben, um zu relaxen 
oder sich mit Freunden zu 
treffen. Nachdem die Ar-
beitsstelle vorerst für ein 
Jahr sicher ist, hat sich 
Marcus für seine Heimat 
Thüringen entschieden. 
Hier hat er seine Familie 
und Freunde. Zuvor hat er 
verschiedene Arbeitgeber 
auch in den alten Bundes-
ländern ausprobiert. Einige 
setzten ihn zweckentfrem-
det ein und verlangten Ar-
beiten, die Marcus kaum 
umsetzen konnte. Dazu 
kam, dass er sich alleine 
fühlte, da die Familie und 
Freunde weit weg waren. 
An der Situation zerbrach 

er fast. „In dieser Zeit wurde die UKT ein guter Freund für mich. Frau 
Hellbach und Frau Kranz standen mir immer zur Seite und hatten viel 
Geduld mit mir.“ Heidi Hellbach, Berufshelferin der UKT, weiß heute, 
für welche Tätigkeiten sie Marcus einsetzen kann. Aber der Weg bis 
dahin war mühsam. Doch alle Anstrengungen haben sich gelohnt. 

Die Zukunft

„Mein Leben hat wieder einen Sinn, da ich konkrete Aufgaben 
habe.“, sagt Marcus. Sein größter Wunsch ist eine liebevolle Part-
nerschaft. Gern möchte Marcus eine Lebenspartnerin kennen ler-
nen, die ihn so akzeptiert wie er ist.
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Im Schulsport ereignen sich in Deutschland pro Jahr rund 11.000 
Unfälle, die zu einer Verletzung der Augen führen. Knapp die Hälfte 
dieser Augenverletzungen ziehen sich die Kinder bei Ballspielen zu. 
Fußball liegt mit einem Anteil von rund 14 Prozent weit an der Spit-
ze. Die häufigsten Unfallfolgen sind Prellungen, Erschütterungen 
und Zerreißungen. Die UKT rät Eltern, für ihr Kind eine schulsport-
gerechte Brille mit bruchsicheren Spezialgläsern anzuschaffen. 
Diese Brillen tragen dazu bei, schwere Augenverletzungen zu ver-
hindern. In Nordrhein-Westfalen sind sie per Erlass im Schulsport 
verpflichtend und in anderen Bundesländern empfohlen. 

Die Brillen erfüllen vor allem diese Anforderungen:

•	 elastische, schwer zerbrechliche Kunststoff-Fassung,

•	 weiche, anpassbare Nasenauflage und weicher Überzug über 
den Bügelgelenken, 

•	 splitterfreie Kunststoffgläser,

•	 weiche, fast bis zu den Ohrläppchen reichende Brillenbügel 
geben der Brille einen guten Halt,

•	 oder: Elastisches Brillen- oder Kopfband. Sorgt dafür, dass die 
Sportbrille auch bei schnellen Aktionen (Sprünge und Schwün-
ge beim Turnen, Schläge bei Squash, Tennis oder Tischtennis, 
Ausweichbewegungen bei den Ballspielen) fest am Kopf bleibt 
und nicht verrutscht,

•	 geringes Gewicht.

Augenverletzungen in der Sportstunde
Eine schulsportgerechte Brille schützt.

Sonnenbrillen und Alltagsbrillen sind für den Schulsport ungeeig-
net. Bei einem Zusammenstoß mit einem Mitspieler oder beim Auf-
prall eines Balles können Kunststoff- oder Glassplitter in die Augen 
gelangen. Splitter des Metallrahmens können zu Schnittwunden in 
Augennähe führen.  Eine Sportbrille zusätzlich zur normalen Brille 
ist keine Regelleistung der gesetzlichen Krankenkassen. Die Kosten 
hierfür übernehmen die Kassen üblicherweise nur bei Schülern, 
die im Sportunterricht auf die Brille angewiesen sind.  

Stephanie Robus 
Public Relations 
Telefon: 03621 777 141 
stephanie.robus@ukt.de

Quelle des Bildes: 
MIRAFLEX-Kinderbrillen-verschiedene Formen in poppigen Farben !
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Versicherungs-
schutz im Kin-
dergarten
 
Schon die Kleinsten stehen im Kindergarten 
unter dem Schutz der gesetzlichen Unfall-
versicherung – aber wie weit reicht diese 
Absicherung?

In der gesetzlichen Unfallversicherung sind 
auch Kinder während des Besuchs von Kin-
dergärten versichert. Durch die Vorschrift 
des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
VII), durch die dies geregelt wird, sollen Kin-
der während des Kindergartenbesuchs um-
fassend gegen Unfälle geschützt werden. 
Der Unfallversicherungsschutz (UV-Schutz) 
beschränkt sich nicht etwa auf das gemein-
same Spielen oder den vorschulischen Un-
terricht unter Leitung eines Mitarbeiters der 
Einrichtung, sondern bezieht sich z.B. auch 
auf das gemeinsame Essen und auf selbst
ständige, nicht angeleitete sowie schließ-
lich auch auf unbeaufsichtigte Verrichtun-
gen. Die Kinder sind damit grundsätzlich 
während des gesamten Besuchs der Ein-
richtung versichert.

Andererseits kann auch in diesem Umfeld 
der Versicherungsschutz nicht unbegrenzt 
gelten. Jedenfalls im privaten, häuslichen 
Bereich endet grundsätzlich der Schutzbe-
reich der gesetzlichen Unfallversicherung. 
Hier beginnt die Sphäre des typischerweise 
Privaten, die nicht mehr dem organisatori-
schen Verantwortungsbereich des Kinder-
gartens und damit der Eintrittspflicht der 
Unfallversicherung zugerechnet werden 
kann. Die Grenzziehung scheint auf den 
ersten Blick einfach. Dass dem nicht so 
ist, zeigen Anfragen von Mitarbeitern von 
Kindergärten an die Unfallkasse Thüringen. 
Unter den Anfragen beschäftigt die Erzie-
her/Innen immer wieder folgende Frage: 
Wie verhält es sich mit dem gesetzlichen 
UV-Schutz, wenn z.B. eine Musikschule in 
Absprache und mit Zustimmung des Kinder-
gartens musikalische Früherziehungskurse 
anbietet und diese selbst organisiert und 
durchführt. Sind die Kinder bei der Teilnah-
me an einer solchen Früherziehung gesetz-
lich unfallversichert?

Eine Antwort hierauf findet sich im Urteil 
des Sozialgerichts Landshut vom 01.12.2000 
(Az. S 8 U 47/01). Dem Urteil lag folgender 
Sachverhalt zugrunde: Ein Kindergarten-
kind hatte freiwillig an einem vom Kinder-

gartenelternbeirat organisierten Skikurs ei-
ner Ski-Schule teilgenommen, als es beim 
Aussteigen vom Ski-Lift stürzte und sich 
dabei verletzte.

Das Gericht wies die Klage mit der Be-
gründung ab, dass sich der Unfall nicht im 
Rahmen einer Veranstaltung des Kinder-
gartens, in dessen organisatorischen Ver-
antwortungsbereich, sondern in dem der 
Ski-Schule ereignet hatte.

Das Urteil des Sozialgerichts Landshut wur-
de durch das Bayerische Landessozialge-
richt bestätigt (Urteil vom 31.07.2001 – Az. 
L 3 U 47/01).

Das Landessozialgericht begründete seine 
Entscheidung unter anderem damit, dass 
der bisher in der Rechtsprechung zum Schul
unfall aufgestellte Grundsatz, wonach ein 
Unfall nicht als Schülerunfall  zu entschä-
digen ist, der sich 
nicht während des 
Schulbesuchs oder 
sonst innerhalb des 
organisatorischen 
Verantwortungsbe-
reichs der Schule, 
sondern im Rah-
men eines Trainings 
einer vom Schulwe-
sen unabhängigen 
Sportorganisation 
ereignet hat, auf 
einen Unfall im Kin-
dergarten entspre-
chend anzuwen-
den ist.

Damit ist die o.g. 
Frage dahingehend 
beantwortet, dass 
Kinder  während 
der Teilnahme an 
musikalischen Früh
erziehungskursen 
von Musikschulen 
– auch wenn sie im 
Kindergarten statt-
finden – nicht ge-
setzlich unfallver-
sichert sind. 

UV-Schutz ist somit 
dann für ein Kin-
dergartenkind ge-
geben, wenn es an 
einer dem organi-
satorischen Verant-
wortungsbereich 
des Kindergartens 

zuzurechnenden Veranstaltung handelt. 
Der organisatorische Verantwortungsbe-
reich erfordert einen unmittelbaren räum-
lichen und zeitlichen Zusammenhang zum 
Kindergarten, der verlassen ist, wenn eine 
Einwirkung durch Aufsichtsmaßnahmen des 
Kindergartens nicht mehr gewährleistet ist.

Es empfiehlt sich daher, die Eltern darü-
ber zu  informieren, welche im Kindergar-
ten angebotenen Veranstaltungen nicht 
im organisatorischen Verantwortungsbe-
reich des Kindergartens stattfinden; ver-
bunden mit dem Hinweis, dass hierbei 
kein gesetzlicher UV-Schutz über den Kin-
dergarten besteht. 

Lars Eggert 
Fachbereichsleiter Leistungen und Recht 
Telefon: 03621 777 240 
lars.eggert@ukt.de

29

Fakten



Mit der Aufnahme in eine Kindertageseinrichtung haben die Kin-
der in einem neuen Umfeld regelmäßig engen Kontakt mit Gleich-
altrigen. Dadurch besteht ein höheres Risiko einer Übertragung 
für die im Kindesalter typischen Infektionskrankheiten, wie z. B. 
Masern, Mumps, Röteln und Windpocken (Varizellen). Das Perso-
nal ist gefährdet, wenn noch keine Immunität gegen diese „Kin-
derkrankheiten“ besteht. Bei Erwachsenen kommt es häufiger zu 
schweren Verläufen und Komplikationen.

Neben den allgemeinen Maßnahmen des Infektionsschutzes, wie 
regelmäßiges Händewaschen, das Tragen von Schutzkleidung sowie 
Desinfektionsmaßnahmen beim Auftreten bestimmter Infektionen, 
ist es möglich, sich gegen einige häufig auftretende Infektions-
krankheiten durch Impfungen sehr effektiv zu schützen.

Der Arbeitgeber ist gemäß der Biostoffverordnung verpflichtet, die 
notwendigen Schutzmaßnahmen für seine Mitarbeiter zu veran-
lassen, einschließlich Schutzimpfungen. Wenn das Impfangebot 
vom Mitarbeiter ausdrücklich abgelehnt wird, sollte sich der Ar-
beitgeber dies schriftlich bestätigen lassen. Die Kostentragung für 
diese Indikationsimpfungen liegt beim Arbeitgeber bzw. bei der 
gesetzlichen Krankenversicherung. 

In einer Kindereinrichtung bestehen Infektionsmöglichkeiten, die 
über die Luft (aerogen) durch Tröpfchen übertragen werden,  wie Vi-
rusgrippe, Keuchhusten, Masern, Mumps, Röteln und Windpocken. 

Während die Virusgrippe (Influenza) im Kindesalter meist leicht 
verläuft, sind Erwachsene vor allem durch die z. T. schweren Kom-
plikationen, wie Lungenentzündung, Lähmung einzelner Nerven 
und Herzmuskelentzündung, gefährdet. 

Am Beispiel der Impfung gegen die Influenza zeigt sich, dass Imp-
fungen, die aus beruflichen Gründen empfohlen sind, nicht nur den 
Mitarbeiter selbst schützen. Die betreuten Kinder können nicht 
mehr vom Personal angesteckt werden. Ebenso sind Familienan-
gehörige und Freunde zu Hause geschützt. Der beste Zeitpunkt 
für die jährliche Grippeimpfung ist vor Beginn der Grippesaison 
ab Mitte September und im Oktober.

Keuchhusten (Pertussis) ist eine sehr ansteckende Infektionskrank-
heit, die durch Bakterien ausgelöst wird. Abgesehen von Krankheits-
verläufen, die zu wochenlanger Arbeitsunfähigkeit führen können, 
gibt es bei Erwachsenen leichte Krankheitsverläufe, die oft erst spät 
als Keuchhustenerkrankung diagnostiziert werden. Durch die Be-
troffenen können unbemerkt weitere Personen angesteckt werden. 

Die Impfung gegen Pertussis wird für alle, die in Gemeinschafts-
einrichtungen tätig sind, empfohlen. Nach einer Erkrankung wird 
keine lebenslange Immunität vermittelt, so dass regelmäßige Auf-
frischimpfungen notwendig sind.

Bei Masern handelt es sich um eine hochansteckende Infektions-
krankheit, verursacht durch Masernviren. Sie ist gekennzeichnet 
durch typischen Hautausschlag am ganzen Körper, begleitet von 
Fieber und einem erheblich geschwächten Allgemeinzustand. Es 

können lebensbedrohliche Komplikationen wie Lun-
gen- und Hirnhautentzündungen auftreten.

Mumps ist ebenfalls eine virusbedingte Infektions-
krankheit, welche die Speicheldrüsen befällt. Häufi-
ge Komplikationen sind Hirnhautentzündung mit der 
Gefahr einer nachfolgenden Schwerhörigkeit und bei 
Jungen eine Hodenentzündung, die zu bleibender Un-
fruchtbarkeit führen kann.

Die durch das Rötelnvirus ausgelösten Röteln sind leicht 
übertragbar. Als Symptome sind Hautausschlag, Fie-
ber und Lymphknotenschwellungen zu nennen. Etwa 
50 Prozent der Infektionen im Kindesalter verlaufen 
asymptomatisch. Eine erhebliche Gefahr besteht je-
doch, wenn sich nicht immune Schwangere mit Röteln 
infizieren. Für das ungeborene Kind besteht dann die 
Gefahr von schweren Fehlbildungen. 

Die Windpocken (Varizellen) werden durch Varizella-
Zoster-Viren ausgelöst. 

Es ist möglich, dass die hochansteckenden Viren mit 
der Luft („Wind“pocken) als Tröpfcheninfektion von in-
fizierten Personen oder durch direkten Kontakt mit den 
Varizellen- oder Zosterbläschen übertragen werden. Die 
Symptome sind Fieber und ein juckender Hautausschlag 
mit wasserklaren Bläschen. Schwere Krankheitsverläufe 
sind bei Erwachsenen mit geschwächtem Immunsys-
tem sowie bei Neugeborenen möglich. Deswegen ist 
der Impfschutz gerade für die in Kindereinrichtungen 
tätigen jüngeren Mitarbeiterinnen mit Kinderwunsch 
sehr wichtig.

Zum Schutz vor diesen Erkrankungen gibt es einen Kom-
binationsimpfstoff gegen Masern, Mumps und Röteln 
(MMR-Impfstoff) und einen Impfstoff gegen Varizellen. 
Ungeimpfte bzw. empfängliche Personen in Gemein-
schaftseinrichtungen und in Kinderheimen sollten ge-
impft sein.

Eine Ansteckung über Schmierinfektionen ist eben-
falls möglich. Hierzu gehören vor allem Infektionen mit 
Durchfallerregern wie Noro- und Rotaviren und Salmo-
nellen (Bakterien) sowie dem Hepatitis A-Virus. 

Hepatitis A zeichnet sich durch eine akute Entzündung 
der Leber aus, welche nicht chronisch verläuft und meist 
ohne ernsthafte Komplikationen ausheilt. 

Sie wird vor allem durch Kontakt mit Stuhl bei der Pflege 
von Kleinkindern übertragen. Diese Viruserkrankung ist 
in Ländern mit niedrigeren Hygienestandards wesent-
lich häufiger verbreitet. Oft tritt eine Erkrankung nach 
einem Aufenthalt in diesen Risikogebieten auf. Da die 
Krankheit bei Kindern oft unerkannt verläuft, besteht 

Infektionsschutz durch Impfungen in Kinder-
tageseinrichtungen
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ein erhöhtes Risiko, durch engen Kontakt mit Personen oder Um-
gang mit Nahrungsmitteln die Viren zu übertragen. 

Gegen Hepatitis A ist ein wirkungsvoller Impfstoff verfügbar, der 
für alle Mitarbeiter in Kindertagesstätten und Kinderheimen (inkl. 
Küchen- und Reinigungspersonal) empfohlen wird. Ein Impfstoff 
gegen Rotaviren ist nur für Säuglinge verfügbar.

Es besteht auch die Gefahr, sich über Blut oder mit Blut kontaminier-
ten Körperflüssigkeiten sowie über sexuelle Kontakte zu infizieren. 

Hepatitis B ist neben Hepatitis C und HIV die wichtigste Erkrankung, 
die auf diesem Weg übertragen wird. Eine erhöhte berufliche Ge-
fährdung besteht durch Virusträger unter dem Personal bzw. den 
betreuten Kindern, wenn kleinste Verletzungen mit Blutkontakt 
auftreten. Bei „normalen“ sozialen Kontakten oder Husten/Niesen 
besteht keine Ansteckungsgefahr.

Zu beachten ist, dass in Einrichtungen, in denen körperlich oder 
geistig Behinderte betreut werden, ein erhöhtes Verletzungsrisi-
ko besteht.

Eine vorbeugende Impfung ist die wichtigste Maßnahme zur Ver-
hinderung der Infektion. Mitarbeiter, die Kontakt zu Virusträgern 
haben, sollten geimpft sein. 

Nicht vergessen werden dürfen die generell im Erwachsenenalter 
empfohlenen Impfungen gegen Wundstarrkrampf (Tetanus), Diph-
therie und gegebenenfalls Kinderlähmung. Die Tetanusimpfung 
ist besonders wichtig im Zusammenhang mit Aktivitäten außer-
halb von Gemeinschaftseinrichtungen, z. B. auf Spielplätzen und 
in Waldkindergärten. 

Neben seinem eigenen Impfschutz ist das Personal von Gemein-
schaftseinrichtungen gemäß dem Infektionsschutzgesetz verpflich-
tet, die Eltern der betreuten Kinder regelmäßig über die Bedeutung 
eines vollständigen, altersgerechten und ausreichenden Impfschut-
zes nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission auf-
zuklären. Damit wird ein wichtiger Beitrag zum Kollektivschutz und 
zur Erfüllung der Impfprogramme der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) geleistet, wie der weltweiten Ausrottung der Masern bis 2015. 

In dem vom Thüringer Landesamt für Lebensmittelsicherheit und 
Verbraucherschutz veröffentlichten Leitfaden „Gesundheit in Kin-
dertageseinrichtungen“ (im Internet unter www.thueringen.de/
de/tllv) ist neben rechtlichen Grundlagen, Maßnahmen der Ersten 
Hilfe und umwelthygienischen Aspekten der Infektionsschutz ein 
Schwerpunkt. 

Der Leitfaden richtet sich primär an die Erzieherinnen und Erzieher 
in den Kindertageseinrichtungen, soll aber auch die Arbeit mit den 
Eltern und anderen Einrichtungen unterstützen. 

Als Ansprechpartner für alle gesundheitsrelevanten Themen im 
Kindesalter stehen in den Landkreisen und kreisfreien Städten die 
Gesundheitsämter mit dem Kinder- und Jugendärztlichen Dienst 
und dem Fachgebiet Hygiene zur Verfügung.

Dipl.-Med. Gerrit Hesse und Dipl.-Biol. Miriam Karmrodt 
Thüringer Landesamt für Lebensmittelsicherheit und Verbrau-
cherschutz, Bad Langensalza  
Dezernat 31 Infektionshygiene 
Telefon: 0361 37743315
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Risikobewusstsein im Arbeitsalltag.  
Deine Stellschraube!
Die neue Berufsschulaktion „Jugend will sich-er-leben“ 
2010/2011
 
Der Film zur Aktion „Alltagshelden“

Eigentlich ist die Filmgeschichte – wenn sie auf ihren Kern reduziert ist – fast schon langweilig: 
Ein junger Auszubildender steht morgens auf, frühstückt, macht sich fertig und trifft auf dem Weg 
nach unten im Treppenhaus eine ältere Nachbarin. Er setzt sich ins Auto, fährt in seinen Betrieb, 
zieht sich um und lauscht mit einem Ohr dem Smalltalk seiner Kollegen. Im Laufe des Arbeitsta-
ges bemerkt er an einem Fahrzeug für den innerbetrieblichen Transport einen Defekt, weshalb er 
ein anderes Fahrzeug nimmt, transportiert Werkzeuge hin und her und geht irgendwann in den 
verdienten Feierabend. So weit so gut.

Keine „atemberaubende“ Geschichte, die sich die Veranstalter der Aktion „Jugend will sich-er-le-
ben“ (JWSL) dieses Jahr haben einfallen lassen. Interessant wird die Filmstory allerdings dadurch, 
dass die Geschichte dreimal gespielt wird und ein und derselbe Hauptdarsteller die drei überaus 
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haben das Ziel, die Risikokompetenz der jun-
gen Berufseinsteiger zu verbessern. Für die 
hierzu erforderlichen drei Schritte des risiko-
bewussten Handelns sind die folgenden drei 
Unterrichtsvorschläge ausgearbeitet (Risiko 
kennen, Risiko wahrnehmen, risikobewusst 
handeln): 

U1 Das eigene Risiko kennen

Damit eine Handlung nicht zu einem Schaden 
führt, muss die latent vorhandene Gefahr, 
das Handlungsrisiko, grundsätzlich bekannt 
sein. Die Vermittlung von Kenntnissen zu den 
grundlegenden Gefahrenbereichen im Sinne 
der Risikokommunikation steht daher im Zen-
trum dieses Unterrichtsvorschlags.

U2 Risikowahrnehmung erhöhen – Blinde 
Flecken entdecken

Taucht eine Gefahr tatsächlich auf, muss sie 
frühzeitig wahrgenommen werden. Durch die 
selektive Wahrnehmung werden Risiken nicht 
gleichermaßen und einheitlich wahrgenom-
men. Der Unterrichtsvorschlag 2 entwickelt 
die Aufmerksamkeit bei der Risikowahrneh-
mung und die Auseinandersetzung mit den 
blinden Flecken der (Risiko-)Wahrnehmung.

U3 Das eigene Risikopotential – Welcher Ri-
sikotyp bin ich?

Die konstruktive Bewältigung des Risikos 
schließlich heißt, die konkreten Gefahren 
in der jeweiligen Situation angemessen zu 
bewältigen. Gerade in riskanten Situationen 
erleben wir uns selbst in unerwarteter Wei-
se. Die Darstellung solcher Situationen und 
die Auseinandersetzung mit den daraus ent-
standenen Erfahrungen stehen im Zentrum 
dieses Unterrichtsvorschlags.

Als zusätzlicher Anreiz für den Unterricht 
werden ein Podcast und eine informative 
Internetpräsenz (www.jwsl.de) angeboten, 
die als vorbereitende Hausaufgabe genutzt 
werden können. Jugend will sich-er-leben ist 
im Aktionszeitraum 2010/2011 Teil der gro-
ßen Kampagne „Risiko raus!“, die ebenfalls 
in den Unterrichtsvorschlägen genutzt wird 
(www.risiko-raus.de).

Aktionszeitraum und Wettbewerbe

Die Aktionsmedien und Unterrichtsvorschlä-
ge der diesjährigen Berufsschulaktion des 
Landesverbandes Mitte der Deutschen Ge-
setzlichen Unfallversicherung werden im Ok-
tober 2010 den Berufsbildenden Schulen in 
Thüringen zugeschickt. Neben der informa-
tiven DVD mit Aktionsfilm und Interviews 

enthalten die Medienpakete Plakate, Un-
terrichtskonzepte und Übersichtsblätter. Für 
die Schüler/innen gibt es ein interessantes 
Infoblatt mit Teilnahmekarte für den Wettbe-
werb. Im Ziehungsverfahren werden dann die 
Preisträger ermittelt, die in Thüringen bis zu 
500 Euro erhalten können. Außerdem werden 
diejenigen Schulen ausgezeichnet, die die 
meisten Schüler/innen zum Mitmachen moti-
vieren konnten. Die Preisübergaben erfolgen 
im Frühjahr 2010 im Rahmen einer Abschluss-
veranstaltung in einer Berufsbildenden Schu-
le in Thüringen. Der Einsendeschluss für die 
Teilnahmekarten und Meldebögen für den 
Schulwettbewerb ist der 31. Januar 2011.

Kreativpreis - „Sind wir nicht alle ein biss-
chen Michael, Micky und Mike? Wie seid ihr 
mit einer risikoreichen Situation am Arbeits-
platz umgegangen?“

Ergänzend zum Aktionswettbewerb wird 
wieder ein Kreativpreis ausgeschrieben. 
Die Schüler/innen sollen beschreiben, wie 
sie mit einer risikoreichen oder gefährlichen 
Situation am Arbeitsplatz umgehen oder um-
gegangen sind. Was haben sie aus eigenem 
Antrieb unternommen, um in einer vielleicht 
brenzligen Situation sicher und richtig zu 
handeln oder unbedachtem Routineverhal-
ten zu entgehen? Sie werden aufgefordert, 
dieses in einem Video- oder Audio-Podcast 
zu beschreiben, auch mit Bild oder Foto un-
terlegt.

Die besten Einsendungen werden unter www.
jwsl.de veröffentlicht und im Rahmen der Ab-
schlussveranstaltung mit Preisen prämiert. 
Als weiterer Gewinn wird die Teilnahme an 
einem Jugendkongress in Berlin ausgeschrie-
ben.

Ihre Ansprechpartnerinnen bei weiteren 
Fragen:

Heidrun Weber / Edith Münch

Arbeitskreis für Sicherheit und Gesundheit 
beim Landesverband Mitte der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung, Mainz

Telefon: 06131 802-10482 oder -19048

heidrun.weber@bgmet.de oder  
edith.muench@bgmet.de

 
www.jwsl.de 

vielschichtigen Personen namens Michael, 
Micky und Mike als Auszubildender darstellt.

 „Risikobewusstsein im Arbeitsalltag. Deine 
Stellschraube!“ lautet im Schuljahr 2010/11 
das übergreifende Thema der Aktion JWSL. 
Dabei konzentriert sich der Film - wie auch die 
beiliegenden Unterrichtskonzepte – auf den 
Dreiklang: Risiko kennen, Risiko wahrneh-
men, risikobewusst handeln. Ob aber jemand 
zum Beispiel ein Risiko wahrnimmt, hängt 
auch mit der Frage zusammen, wie sehr er 
sich auf sein Umfeld konzentriert. Wobei wir 
wieder bei unserem vielschichtigen Haupt-
darsteller wären. 

Michael, Micky und Mike sind ein und diesel-
be Person – allerdings mit unterschiedlichen 
Persönlichkeitsmerkmalen. Während Michael 
sich im Laufe des Films den spöttischen Vor-
wurf gefallen lassen muss, ein „Musterazubi“ 
zu sein, scheint Micky nur an Fußball und 
seinen Lieblingsverein zu denken. Mike wie-
derum wird vorgeworfen ein „Egozocker“ zu 
sein, weil er scheinbar rücksichtslos durchs 
Leben geht. Die eingangs vorgestellte Story 
wird dreimal erzählt, und der Zuschauer er-
lebt, wie unterschiedliche Persönlichkeits-
merkmale in identischen Situationen zu völlig 
unterschiedlichen Ergebnissen führen kön-
nen. So übersieht Micky, der nur das bevor-
stehende Champions-League-Spiel im Kopf 
hat, dass an einem Transporter die Rück-
leuchte zerstört ist. Während Michael sich 
in dieser Situation mit seiner Vorgesetzten 
abspricht, greift Mike kurzerhand zur Selbst-
hilfe: Er nimmt sich einfach den nächstbesten 
freien Transporter.

Durch diese dramaturgische Konstruktion 
wird aus der zunächst einfach anmuten-
den Story ein interessantes und unterhalt-
sames Lehrstück über den Zusammenhang 
zwischen emotionaler Intelligenz und der Si-
cherheit im Beruf. Mit vielen eingestreuten 
„episodischen Ankern“, die einen Transfer 
der vorgestellten Situationen auf den eige-
nen Arbeitsalltag ermöglichen. 

Unterrichtskonzept und weitere Angebote

Die Lehrkräfte erhalten neben der DVD ein 
übersichtliches Unterweisungskonzept, das 
viele Anregungen für die Unterrichtsgestal-
tung und zur Nachbehandlung des Filmes bie-
tet. Angeboten werden auch Spielanleitun-
gen als erlebnispädagogische Annährungen 
an das Thema Risikobewusstsein.

Die thematischen Schwerpunkte der Aktion 
sind innerbetrieblicher Transport, der Weg 
zur Arbeit und rücksichtsvolles Verhalten und 
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S t i m m u n g s -
volles Licht zur 
Weihnachtszeit
 
 
Was verbinden wir mit dem Duft von Leb-
kuchen, gebrannten Mandeln und Glüh-
wein? Die schöne Vorweihnachtszeit. Um-
rahmt von stimmungsvollen Lichtern wird 
die Atmosphäre erst richtig weihnacht-
lich. Viele private Wohnungen, öffentliche 
Einrichtungen oder Gebäude erstrahlen 
im Lichterglanz. Leider ist die glanzvolle 
Zeit oft überschattet von Meldungen, die 
auf fehlerhafte Lichterketten hinweisen. 
 
Darauf sollten Sie als Käufer achten: 

Die Aufschriften und Gebrauchsinfor-
mationen müssen in deutscher Sprache  
sein und Hinweise über die Einsatz-
b e d i n g un ge n ,  te ch n is ch e n  Da te n 
(Spannung, Leistung, Schutzgrad, Lampen-
wechsel usw. ) und Hersteller enthalten.

Leuchten, die ohne Trafo betrieben werden, 
müssen einen ausreichenden Kabelquer-
schnitt (mind. 2mm mit doppelter Isolie-
rung) aufweisen (kein „Klingeldrahtcha-
rakter“).

Die Netzstecker dürfen nicht mehrteilig sein 
und müssen der in Deutschland üblichen 
Form entsprechen.

Die Verbindung zwischen Kabel und Stecker 
bzw. Lampen muss so fest sein, dass sie 
sich nicht bei geringem Zug löst (Zugent-
lastung).

Auf dem Produkt oder seiner Verpackung 
ist das CE- Zeichen Pflicht, das GS-Zeichen 
sollte aufgedruckt sein (nicht nachträglich 
aufgeklebt).

Sollten Sie als Kunde/Kundin Zweifel an der 
Sicherheit der ausgewählten Beleuchtung 
haben, fragen Sie den Händler. Dieser trägt 
die volle Verantwortung für den Verkauf ge-
fahrenfreier Produkte.

Für den Gebrauch beachten Sie bitte fol-
gende Regeln: 

Lichterketten sollten nicht mit Dekorations-
artikeln (z.B. Tüchern) o.ä. abgedeckt wer-
den, um Brände zu verhindern.

Die Gebrauchsanleitung ist sorgfältig zu le-
sen und die dort beschriebenen Hinweise 
sind unbedingt zu beachten. (Das gilt auch 
für den eventuell erforderlichen Lampen-
wechsel.)

Die Beleuchtung darf nicht in Reichweite von 
Kindern aufgehängt werden, da die Lichter-
ketten üblicherweise mit 220 Volt betrieben 
werden. Die Lichterketten können die Neu-
gierde der Kinder wecken und als Spielgerät 
erkannt werden.

Defekte Lichterketten sind umgehend aus 
den Verkehr zu ziehen.

Bei unsachgemäßem Gebrauch, bei de-
nen spannungsführende Teile zugänglich 
sind und diese berührt werden, kann es zu 
schweren Unfällen kommen.

Der Thüringer Landesbetrieb für Arbeits-
schutz und technischen Verbraucherschutz 
geht auch in diesem Jahr Meldungen über 
unsichere elektrische Lichterketten nach. 

Hinsichtlich detaillierter Angaben zu oben 
genannten Sicherheitskriterien können Sie 
sich an den Thüringer Landesbetrieb  für Ar-
beitsschutz und technischen Verbraucher-
schutz mit seinem Sitz in Suhl oder einer 
seiner Regionalinspektionen in Erfurt, Gera 
oder Nordhausen wenden.

Thüringer Landesbetrieb für Arbeitsschutz 
und technischen Verbraucherschutz 

Karl-Liebknecht-Str. 4, 98527 Suhl,  
Telefon: (0 36 81) 73 54 00

Dipl.-Wirt.-Ing.(FH) Jens Krug 
Thüringer Landesbetrieb für Arbeitschutz 
und technischen Verbraucherschutz 
Regionalinspektion Erfurt 
Linderbacher Weg 30 
99099 Erfurt 
Telefon: 0361 3788341 
RI.Erfurt@tlatv.thueringen.de

Kein zulässiger Stecker!

Quelle: Thüringer Landesbetrieb für Arbeitsschutz für Arbeitsschutz und technischen Verbraucherschutz, Regionalinspektion Erfurt, 2010

Kabelquerschnitt zu gering! Keine Zugentlasung der Kabel!

Beispiele für unsichere Lichterketten:
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Allgemeine Unfallversicherung
GUV-R 190 „Schweißrauche“

Zurückgezogen!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 512 „Erste-Hilfe-Material“

Zurückgezogen!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 521 „Leitern“

Zurückgezogen!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 607 „Stehleitern“

Zurückgezogen!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 651 „Mehrzweckleitern“

Zurückgezogen!

Allgemeine Unfallversicherung
UVV-V C9 „Kassen“

Durchführungsanweisungen 
zurückgezogen!

Mitteilungen INFA 2/2010 - Druckschriften
Hinweis: Alle Druckschriften können Sie unter www.ukt.de (Menüpunkt: Service >> Infomaterial) einsehen und herunter-
laden oder bei der Unfallkasse Thüringen bestellen.

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 509 „Erste Hilfe im Betrieb“ 

NEU!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-R 190 „Benutzung von Arbeits-

schutzgeräten“ 
Aktualisierte Fassung!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 8555 „Tätigkeiten mit Gefahr-

stoffen im öffentlichen Dienst“ 
Aktualisierte Fassung!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 8584 „Achtung Allergie-

gefahr“ 
Aktualisierte Fassung!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 853 „Betriebsanweisungen 

nach der Biostoffverordnung“ 
NEU!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 7006-1 „Schweißrauche – 
geeignete Lüftungsmaßnahmen“ 

NEU!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 7010 „Arbeiten: entspannt, 

gemeinsam, besser“ 
NEU!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 8653 „Sicherheit und 

Gesundheitsschutz im Abwasser-
bereich“ 

NEU!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 8688 „Gefahrstoffe bei der 
Aufbereitung von Schwimm- und 

Badewasserbecken“ 
NEU!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-I 8696 „Einsatz von bordeige-
nen Kommunikations- und Informa-
tionssystemen mit Bildschirmen an 

Fahrerarbeitsplätzen“ 
NEU!

Allgemeine Unfallversicherung
GUV-G 966 „Ausbildung und Beauf-

tragung der Bediener von Hubar-
beitsbühnen“ 

NEU!
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www.dguv.de/wir-haften

1 Million Euro 
nach einem 
Arbeitsunfall. 
Dafür bezahlen 
wir.
Als Arbeitgeber haften Sie für die Arbeitsunfälle Ihrer Mitarbeiter. Als Mitglied der 
gesetzlichen Unfallversicherung sind Sie von dieser Haftung befreit. Wir kommen  
für sämtliche Kosten von Heilbehandlung und Rehabilitation auf. Durchschnittlich 
mit bis zu 35.000 Euro und in Einzelfällen mit einer Million Euro oder sogar mehr.  
Wir machen das. Ihre Berufsgenossenschaften und Unfallkassen


